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STATISTISCHE 

MONATSHEFTE 
SCHLESWIG-HOLSTEIN 

31. Jahrgang Heft 9 September 1979 

Aktuelle Auslese 

Rückläufige Schweinehaltung 

Am 3. August 1979 wurden in Schlcswig­
Holstein 1,95 Mill. Schweine - darunter 

560 000 Ferkel, 1,16 Mill.Jung- und Mastschweine und 
199 000 Zuchtsauen - gehalten. Damit war der Schwei­
nebestand um 2 % kleiner als im August 1978 und lag 
erstmals seit 1974 wieder unter dem Vorjahresbestand. 
Die Gesamtzahl der Jung- und Mastschweine hielt sich 
- bei leichter Abnahme in den niedrigeren sowie einer 
Zunahme in den höheren Gewichtsklassen - annähernd 
auf dem vorjährigen Niveau. Dagegen verringerte sich 
der Zuchtsauenbestand nach Jahren intensiver Auf­
stockung um 7 Ofo beträchtlich. Gleichzeitig ging auch die 
Zahl der Ferkel um 4 Ofo zurück. 

Bei einer um 10 O;o auf 18 000 Betriebe gesunkenen Zahl 
der Schweinehalter erhöhte sich die durchschnittliche 
Bestandsgröße auf 110 Schweine. 

fl 
Die Schleswig-Holsteiner sind nicht 
sehr kinofreudig 

Nach Angaben der Spitzenorganisation der 
Filmwirtschaft e. V. gab es am 31.12.1978 

in Schleswig-Holstein 120 ortsfeste Filmtheater mit 
35 790 Sitzplätzen, das sind 298 Sitzplätze je Filmtheater. 
Damit standen 1 000 Einwohnern des Landes im Durch­
schnitt 13,8 Sitzplätze (Bundcsdurchschnitt: 16,0) zur 
Verfügung. 

I 

Die schleswig-holsteinischen Filmtheater wurden 1978 
von 5,1 Mill. Gästen besucht. Die Zahl der Kinogänger 
hat in den vergangeneo Jahren zugenommen: 1976 waren 
es 4,1 Mill. und 1977 4,6 Mill.. Jeder Einwohner ging 
1978 1m Schnitt 2,0 mal ins Kino, was im Vergleich der 
Bundesländer einen niedrigen Wert bedeutet. Noch 

weniger kinofreudig waren nur noch die Niedersachsen 
mit 1,8 Filmbesuchen je Einwohner und Jahr. Die höch­
ste Film-Besuchsrate im Bundesgebiet hatte Harnburg 
mit3,5. 

Wieder weniger 
masselose Konkurse 

1979 hat sich die Zahl der Konkurs­
verfahren im 1. Halbjahr gegenüber den drei Vor­
jahren deutlich verringert. Stärker noch ist die Zahl 
der abgelehnten Anträge gesunken. Von 150 Verfahren 
mußten nur noch 103 Konkursanträge von vomherein 
mangels einer die Kosten des Verfahrens deckenden 
Teilungsmasse. abgclehnt werden. Das Verhältnis der 
eröffneten zu den mangels Masse abgelehnten Konkur­
sen, das 1975 noch rund 1 : 2 betragen hatte, in den 
Zwi~chenjahren aber auf 1 : 4 gestiegen war, näherte sich 
im ersten Halbjahr 1979 wieder der RcJation 1 : 2. Anders 
ausgedrückt, von allen Konkursanträgen wurden im 
ersten Halbjahr 1979 nur noch 70 % abgelehnt, nicht 
mehr 80 O/o wie in den letzten drei Jahren. 

Januar bis Juni Konkursverfahren 

eröffnet mangels zusammen 
Masse 

abgelehnt 

1976 30 171 201 
1977 32 128 160 
1978 35 133 168 
1979 47 103 150 
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Vermögensteuerstatistik 197 4 

Zur Reform der Vermögensbesteuerung 

Die jährlich zu zahlende Vermögensteuer wird jeweils 
für im allgemeinen drei Kalenderjahre festgesetzt 
(Hauptveranlagung). Aus diesen Daten werden Ver­
mögensteuerstatistiken erstellt. Die zur Zeit dafür 
geltende Rechtsgrundlage ist das Gesetz über Steuer­
statistiken vom 6. Dezember 1966 (BGBI. I S. 665). 
Hauptveranlagungen wurden auf die Jahresanfänge 
1953 und 1957 und danach bis 1972 in dreijährigem 
Turnus durchgeführt. Das Vermögensteuerreform­
gesetz vom 17. April 1974 (BGBI. I S. 949), das in 

seinem Artikel 1 das novellierte VStG enthält, hat den 
allgemein geltenden Hauptveranlagungszeitraum von 
drei Jahren zwar beibehalten, aber als nächsten Haupt­
veranlagungszeitpunkt den 1. Januar 197 4 bestimmt. 
Die Ergebnisse der Vermögensteuerstatistik für diesen 
Stichtag fallen aber nicht nur deshalb aus dem üblichen 
Rahmen, weil zur vorhergehenden Erhebung ein nur 
zweijähriger Abstand besteht, sondern auch weil in 
ihnen die Reform der Vermögensteuer unmittelbar zum 
Ausdruck kommt. 

Methodik und Erhebungsinhalte haben sich bei der 
Novaliierung nicht geändert: ln der Vermögensteuer­
statistik sind alle natürlichen und nichtnatürlichen 
Personen enthalten, deren zum 1. 1. 197 4 festgestelltes 
Vermögen veranlagt wurde. Als n a t ü r l ich e Personen 
sind alle Privatpersonen mit ihrem gesamten Vermögen 
steuerpflichtig. Ob dieses Vermögen gewerblich ge­
nutzt wird oder nicht, ist dabei unerheblich. Nach 
§ 14 VStG werden zusammenlebende Ehegatten und 
ihre zum Haushalt gehörigen Kinder gemeinsam veran­
lagt. Zu den nichtnatürlichen steuerpflichtigen 
Personen gehören folgende Körperschaften, Personen­
vereinigungen und Vermögensmassen mit ihrem ge­
samten Vermögen: 

Kapitalgesellschaften, 
Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften, 
Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit, 
sonstige juristische Personen des privaten Rechts, 
nichtrechtsfähige Vereine, Stiftungen und andere 

Zweckvermögen des privaten Rechts, 
Kreditanstalten des öffentlichen Rechts, 
übrige Gewerbebetriebe im Sinne des Gewerbe­

steuergesetzes von juristischen Personen des 
öffentlichen Rechts. 

Der § 3 des VStG enthält eine Reihe von Ausnahmen 
von der Vermögensteuerpflicht so zum Beispiel Bun-

desbahn, Bundespost, Staatsbanken, Parteien und 
Kirchen. Die Personengesellschaften in ihrer Gesamt­
heit unterliegen nicht der Vermögensteuerpflicht son­
dern ihr Vermögen wird in Form von Geschäftsanteilen 
beim Gesamtvermögen der einzelnen Gesellschafter 
versteuert. Natürliche Personen ohne Wohnsitz oder 
gewöhnlichen Aufenthalt im Inland sowie die Körper­
schaften, Personenvereinigungen und Vermögens­
massen mit Sitz oder Geschäftsleitung im Ausland sind 
nur mit ihren lnlandsvermögen, also beschränkt 
steuerpflichtig. Doppelbesteuerungsabkommen re­
geln, daß das in den wichtigsten ausländischen Staaten 
befindliche Vermögen der unbeschränkt Steuerpflich­
tigen keiner zweifachen Belastung durch Vermögen­
steuern unterliegt. Danach wird 1n aller Regel das 
unbewegliche Vermögen nur in dem Staat besteuert, 
in dem es liegt. 

Das steuerpflichtige "Rohvermögen" der natürlichen 
Personen ist die Summe der auf die vier Arten entfal­
lenden Vermögensteile: 

land- und forstwirtschaftliches Vermögen 
Grundvermögen 
Betriebsvermögen 
sonstiges Vermögen. 

Der Wert wird für die einzelnen Arten auf unterschied­
liche Weise ermittelt. Für die ersten drei Arten werden 
Einheitswerte benutzt, die auch für andere Steuer­
veranlagungen (Gewerbekap1tal-, Einkommen-, Grund­
und Erbschaftsteuer) herangezogen werden und deren 
Ermittlung im Bewertungsgesetz geregelt ist. Für die 
Veranlagung 197 4 galt das BewG in der Fassung vom 
26. September 197 4 (BGBI. I S. 2369). 

Die Einheitswerte des land- und forstwirtschaftliehen 
Vermögens und des Grundvermögens werden ermit­
telt, ohne sie um die mit dem Vermögen zusammen­
hängenden Schulden und Lasten zu verringern. Der 
Einheitswert des Betriebsvermögens dagegen stellt 
bereits das Reinvermögen nach Abzug der Betriebs­
schulden dar. Der Begriff .. Rohvermögen" für die 
Summe der vier Vermögensarten trifft also den Sach­
verhalt nicht exakt. Die Bestandteile des sonstigen 
Vermögens sind im § 11 0 BewG aufgezählt. Hierzu 
gehören zum Beispiel Einlagen bei Kreditinstituten, 
Aktien und Anteilsscheine, Beteil igungen, Schmuck und 
Kunstgegenstände. Schulden und Lasten, die mit dem 
sonstigen Vermögen im Zusammenhang stehen, wer­
den wie bei den ersten beiden Vermögensarten erst 
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bei der Ermittlung des .,GesamtvermögensM, also durch 
Abzug vom "RohvermögenM, berücksichtigt. Nach 
§ 110 Abs. 2 und 3 BewG gilt bei der Ermittlung des 

Wertes des sonstigen Vermögens e1n Freibetrag von 
10 000 DM, der bei gemeinsamer Veranlagung mit der 
einbezogenen Personenzahl zu multiplizieren ist. 

Ein Ziel der Vermögensteuerreform war es. ab 1.Januar 
197 4 beim Grundbesitz nicht mehr die nach den Wert­
verhältnissen von 1935 ermittelten und zu starker 
Unterbewertung fuhrenden Einheitswerte, sondern die 
des Jahres 1964 einzusetzen. Der Zeitpunkt, von dem 
an die neuen Einheitswerte steuerlich wirksam werden 
sollten. war ofter hinausgeschoben worden und wurde 
erst durch das Bewertungsänderungsgesetz 1971 
vom 27. Juh 1971 (BGBI I S 1157) auf den Jahres­
begmn 197 4 festgelegt. D1e neuen Einheitswerte für 
das Grundvermögen sind durch die Entwicklung des 
Mieten- und Preisniveaus schon wieder überholt. Des­
halb wurden sie gemäß§ 121 a BewG in der Vermagen­
steuerveranlagung 1974 m1t einem Pauschalzuschlag 
von 40 Ofo in Ansatz gebracht. Auch für das land- und 
forstwirtschaftliche Vermögen galten 197 4 die Ein­
heitswerte des Jahres 1964, allerdings nur in einfacher 
Höhe. 

Die Festlegung der Einheitswerte des gewerblichen 
Betriebsvermögens ist seit jeher mit der Vermägen­
steuer-Hauptveranlagung gekoppelt, sie erfolgte also 
zum 1. Januar 1974. Zum Betriebsvermögen gehören 
nach§ 95 BewG alle Teile einer als Hauptzweck dem 
Gewerbebetneb dienenden wirtschaftlichen Einheit. 
sowe1t die Wirtschaftsgüter dem Betriebsinhaber 
gehören Als Gewerbe gilt dabei auch die Boden­
bewirtschaftung wie die Gewinnung von Torf, Steinen 
und Erden, nicht aber die Land- und Forstwirtschaft. 
Die Ausübung eines freien Berufes ist nach dem Ein­
kommensteuerrecht kein Gewerbebetrieb, sie w1rd 
aber für die Einheitsbewertung zum Beispiel der Büro­
einnchtung eines Anwalts oder der Praxiseinrichtung 
eines Arztes dem Betrieb eines Gewerbes gleich­
gestellt Das Betnebsvermcigen der natürlichen Per­
sonen ist die Summe der Einheitswerte aller ihnen 
gehorenden Betriebe. 

Anders als be1 den natürlichen Personen gehören bei 
den Kapitalgesellschaften, Erwerbs- und Wirtschafts­
genossenschaften. Versicherungsvereinen auf Gegen­
seitigkeit, Kreditanstalten des öffentlichen Rechts und 
bei den Personengesellschaften die W1rtschaftsgU,ter 
1mmer zum Betriebsvermogen, auch wenn sie nicht 
dem Betriebszweck dienen und deshalb bei den natür­
lichen Personen emer anderen Vermögensart zuzu­
rechnen waren. Der Einheitswert des gewerblichen 

Betriebsvermögens der nichtnatürlichen Personen ist 
also umfassender als der der Einzelunternehmen; das 
gewerbliche Betriebsvermögen ist ex definitione die 
e1nzige Vermögensart, die in die Veranlagung der nicht­
natürlichen Personen eingeht. 

Bei allen Steuerpflichtigen blieben bei der Veranlagung 
folgende Teile des festgestellten Betriebsvermögens 
steuerfrei: 

- private Krankenhäuser, sofern sie die Pflegevoraus­
setzungen des § 67 der Abgabenordnung erfüllen 
(§ 116 BewG), 

- Betriebe der öffentlichen Wasserversorgung und 
bestimmte Verkehrsbetriebe (§ 117 BewG), 

- Betriebe der öffentlichen Gas-, Strom- oder Wärme­
versorgung mit 50 % ihres Emheitswertes (Artikel 8 
VStRG). Diese Steuerbefreiung galt nur bis Ende 
1977. 

Auch Gegenstände, deren Erhaltung im öffentlichen 
Interesse liegt (zum Beispiel Kunstgegenstände oder 
anderes Wertvolles Kulturgut), sind nur mit 40% ihres 
Wertes oder bei Erfüllung bestimmter Bedingungen 
überhaupt nicht anzusetzen (§ 115 BewG). 

Zur Ermittlung des Gesamtvermögens ist ferner der 
Zeitwert der Vermögensabgabe vom Roh- oder Be­
triebsvermögen abzuziehen (§ 209 Lastenausgleichs­
gesetz). D1e Hypothekengewinnabgabe wird im Ein­
heitswert des Betriebsvermögens bereits wertmin­
dernd berücksichtigt, bei den natürlichen Personen 
w1rd sie vom Rohvermögen abgezogen. 

D1e weiteren Abzuge zur Ermittlung des Gesamtvermö­
gens der natürlichen Personen sind im wesentlichen 
durch den § 118 BewG bestimmt und stellen haupt­
sächlich die Schulden und Lasten 1m Zusammenhang 
mit den nicht zum Betriebsvermögen zahlenden Ver­
mögensteilen dar. Für Betriebe der land- und Forst­
wirtschaft ist nach § 118 Abs. 3 außerdem ein beson­
derer Abzug möglich, der eventuelle Nachteile für die 
Inhaber ausgleichen soll, die durch unterschiedliche 
Bewertungsstichtage (§ 35 BewG) für die Betriebs­
größe, für Umfang und Zustand der Gebäude und der 
stehenden Betriebsmittel einerseits und für die umlau­
fenden Betriebsmittel (zum Beispiel Viehbestand, 
Saatgut usw.) andererseits entstehen können. 

Im Zuge der Veranlagung sind vom ermittelten Gesamt­
vermögen die Freibeträge abzuziehen. Sie sind durch 
die Reform deutlich erhöht worden und betragen seit 
197 4 bei natürlichen Personen Je 70 000 DM für den 
Steuerpflichtigen, den Ehegatten und jedes Kind. 
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Weitere Freibeträge zwischen 1 0 000 und 50 000 DM 
sind bei Alter und Erwerbsunfähigkeit möglich (§ 6 
VStG). Bei einer Familie mit zwei K1ndern bleibt also -
sofern die Freibeträge für das sonstige Vermögen voll 
wirksam werden - ein Vermögen von 320 000 DM 
ganz steuerfrei (bisher 100 000 DM). Erst für den 
darüber hinausgehenden Teil des Gesamtvermögens 
ist Vermögensteuer zu entrichten. Ziel der Reform von 
1974 war es, kleine und mittlere Vermagen durch die 
starke Anhebung der Freibeträge zu entlasten. 

Die Progression der Vermögensteuer wird ausschließ­
lich und indirekt durch diese Freibeträge bewirkt, denn 
der Steuersatz ist durchgängig 0, 7 % (bis 1973: 1 ,0 %) 
für alle unbeschränkt steuerpflichtigen natürlichen Per­
sonen. Der entlastenden Wirkung durch die Senkung 
des Steuersatzes und der Anhebung der Freibeträge 
steht entgegen, daß die gezahlte Vermögensteuer ab 
1975 bei der Einkommensteuer n1cht mehr als Sonder­
ausgabe abzugsfähig ist. Mit dieser Maßnahme sollte 
vermieden werden, daß wie vor der Reform die Bela­
stung durch die Vermögensteuer mit steigendem Ein­
kommen und damit höherem Grenzsteuerwert immer 
mehr gemildert wird. 

Von den nichtnatürlichen Personen wird die Vermagen­
steuer nur erhoben, wenn das Gesamtvermögen 
mindestens 1 0 000 DM beträgt. Bei Überschreiten 
dieser Freigrenze kam 197 4 für das Gesamtvermögen 
ohne Abzug von Freibeträgen (ausgenommen Genos­
senschatten und Land- und Forstwirtschaft betrei­
bende Vereine, § 7 VStG) ebenfalls ein Steuersatz von 
0,7% zur Anwendung, der allerdings ab 1975 wieder 
wie vor 197 4 1 ,0 % betrug. Die Vermögensteuern 
der niChtnatürlichen Personen können wie schon vor 
der Reform nicht von der Bemessungsgrundlage zur 
Körperschaftsteuer abgezogen werden. 

Das Vermögen der natürlichen Personen 

Gegenüber 1972 ist die Zahl der unbeschränkt ver­
mögensteuerpflichtigen natürlichen Personen mit 
Wohnsitz in Schleswig-Holstein um 17,2% auf 17 541 
zurückgegangen, weil wegen der Erhöhung der Frei­
beträge in vielen Fällen eine Veranlagung von vorn­
herein nicht mehr in Betracht kam. Die Nichtveranla­
gungställe sind in der Vermögensteuerstatistik nicht 
enthalten. Zu den erfaßten Steuerpflichtigen zählen 
allerdings die 1 625 Fälle, in denen erst die Veranlagung 
ergab, daß nach Abzug der Freibeträge kein zu versteu­
erndes Vermagen verblieb (Steuerbefreite). Deren Zahl 
ist gegenüber 1972 um 39 % gestiegen, so daß die 

Veranlagte unbeschränkt steuerpflichtige natür1iche Personen 

Hauptveranlagung Veranderung 
am 1974 

gegenuber 
1.1 1972 11.1974 1972 

in % 

Steuerpflichtige Falle 21 187 17 541 17.2 

Rohvermogen MI II .DM 6 435 10 496 + 63,1 
davon m1t 
land- und forst· Falle 3 749 3 141 16,2 
Wirtschaft!. Verm. M1IIOM 179 180 + 0.6 

Grundvermagen Falle 14 712 14 234 - 3.2 
MIII.DM 557 3 096 +455.9 

Betnebsvermögen Falle 11 144 9 221 17,3 
MIII.OM 2 389 3 580 + 49.9 

sonstigem Falle 18 380 15 253 - 17,0 
Vermögen MiiiOM 3 330 3 673 + 10,3 

Schulden und Falle 17 873 15 808 11,6 
sonst1ge Abzuge MIII.DM 1 165 1 922 + 65.0 

Unabgerundetes M1ll DM 5 270 8 574 + 62,7 
Gesamtvermögen 

Steuerbelastete Falle 20 015 15 916 - 20,5 

Steuerpflichtiges 
Vermogen MIII.OM 4 289 6 067 + 41,5 

Jahressteuerschuld MIII.DM 42 42 - 0,4 

Zahl der letztlich Steuerbelasteten sogar um 20 % 
gesunken ist. 

Dennoch ist das Rohvermögen im Vergleich beider 
Hauptveranlagungszeitpunkte um fast zwe1 Drittel 
(63 %) auf 10,5 Mrd. DM gestiegen. Die dominierende 
Ursache dieser enormen Steigerung war die Ansetzung 
der Einheitswerte von 1964. Das wird besonders auch 
daran deutlich, daß das Grundvermögen 197 4 einen 
über fünfmal so hohen ( + 456 %) steuerlichen Wert 
wie zwei Jahre zuvor und damit am Rohvermögen 
einen Anteil von 29% hatte. Auf die 81 % der Steuer­
pflichtigen mit Grundvermögen entfielen im Durch­
schnitt 218 000 DM d1eserVermögensart. 1972 waren 
es nur 69 % der Steuerpflichtigen, bei denen Grund­
vermagen zu veranlagen war, und zwar im Durchschnitt 
38 000 DM. 

Auch beim Betriebsvermögen machte sich die Neube­
wertung der Grundstücke deutlich bemerkbar Obwohl 
die Zahl der Steuerpflichtigen mit Vermagen dieser 
Art mit derselben Rate wie die aller Steuerpflichtigen 
abnahm (17 %), hatte die Summe 9er Betnebsvermö-
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Die Zusammensetzung des Rohvermögens 
der Steuerpflichtigen o5064 

- unbeschrankt steuerpllk:ht.ge 
naturliehe Porsonen -

6435 
MilhonenDM 

1974 

Sonstige Vermagen 

ililllilililililliililililillilililiilil &o-

10496 
M11l1onen0M 

Grundvermögen 

Land- und forst· 
Wlrtscheftl Vermögen 

gen emen um genau d1e Hälfte hoheren Wert als 1972. 
Sie hatte dam1t 1974 am gesamten Rohvermagen 
einen Anteil von 34 %. Im Durchschnitt je Veranlagung 
betrug das Betriebsvermagen 3B8 000 DM. Es war wie 

1972 be1 etwa Jedem zweiten Steuerpflichtigen (53%) 
zu berücksichtigen. 

Das land· und forstwirtschaftliche Vermögen spielte 
auch im Agrarland Schleswig-Holstem fur das Ver· 
magensteueraufkommen keme allzu große Rolle. 
Gegenuber 1972 nahm das Vermagen dieser Art nur 
genngfug1g ( + 0,6 %) zu Der Anteil am gesamten 
Rohvermagen sank von 2,8% auf 1,7 %. Das land- und 
forstwirtschaftliche Vermögen verteilte sich 197 4 aller­
dmgs auf nur noch 3 141 Steuerpflichtige (- 16,2 %) 
und hatte 1m Durchschnitt m1t 57 000 DM einen um ein 
Fünftel höheren Wert als zwe1 Jahre zuvor. 

Der Anteil der Steuerpflichtigen mit sonstigem Ver­
magen an der Gesamtzahl der steuerpflichtigen natur­
liehen Personen hatte von 54 Ofo im Jahre 1960 bis auf 
87 % m 1972 kontinuierlich zugenommen. 197 4 war 
d1e Zahl der Steuerpflichtigen mit sonstigem Vermagen 
- w1e d1e aller Steuerpflichtigen - um 17 % germger 
als 1972. Das Durchschnittsvermögen dieser Art be­
trug 241 000 DM. also um ein Dnttel mehr als 1972 
Das sonst1ge Vermagen war 1n se1nem Gesamtwert 
197 4 trotz germgerer Zahl der Veranlagungen deutlich 
großer als 1972, und zwar um 10%. 

Auch der Ante1l des sonst1gen Vermagens am gesam­
ten Rohvermagen aller Steuerpflichtigen hatte sich 
von 1960 (36 %) b1s 1972 (52 %) stand1g erhoht. 197 4 
betrug er noch 35 % Das sonstige Vermögen blieb 

damit trotz der Einheitswertumstellung bedeutendste 
Komponente des Rohvermögens Es war für 40% der 
Steuerpflichtigen die l.iberw1egende Vermagensart und 
bestand 1974 zu 88 % (1972 : 91 Dfo) aus Kapital­
vermögen im Sinne der Nummern 1 b1s 3 des § 11 0 
Abs. 1 BewG. 

Das Kapitalvermögen ist im sonstigen Vermögen nur 
insoweit enthalten, als es nicht bere1ts bei einer ande­
ren Vermögensart erfaßt ist. Die Zahlungsmittel. Spar­
emlagen, Bank-, Postscheck- und sonstigen laufenden 
Guthaben machten, obwohl dafür ein gesonderter Frei­
betrag von 1 000 DM je zusammen veranlagter Person 
gilt, mit 35 Ofo den höchsten Anteil am Kapitalvermögen 
vor Freibetragsabzug aus. Die sonstigen Kapitalforde­
rungen wie Hypotheken, Darlehens-, Zins- und ähnliche 
Geldforderungen hatten sich 197 4 gegenüber 1969 
etwa verdoppelt und betrugen 710 Miii.DM Der Wert 
der Anteile an Kapitalgesellschaften war dagegen m1t 
164 000 DM je Veranlagung um 3 000 DM geringer 
als 1969, machte aber 197 4 immerhin noch etwa ein 
Zehntel des Rohvermögens aus Diese Anteile waren 
nach § 11 BewG zum Tageskurs oder zum gemeinen 
Wert am Veranlagungsstichtag zu bewerten. Der Index 
der Aktienkurse (1972 - 1 00) lag zum Jahresanfang 
1969 bei 99, Anfang 197 4 dagegen nur be1 82. Die 
Erhöhung der Grundkapitalsumme aller deutschen 
Aktiengesellschaften um 30 % in demselben Zeitraum 

Kapitalvermögen 

(Sonstiges Vermögen 1. S d § 110 Abs 1 Nr 1 - 3 BewG) 

Hauptveranlagung am 

1. 1. 1972 1. 1. 1974 

Falle M1IIDM Falle M1II.DM 

Kapitalvermögen 18 065 3306 16 940 3 491 
davon 
Zahlungsmittel, Spar· 
guthaben u dgl. 
nach Abzug des 
Fre1betrages 16 694 1 141 14 808 220 

sonst Kapitalforderungen 12 869 591 12 409 710 
Anteile an Kapital· 
gesellschatten 7 059 1 057 6 289 1 031 

festvewnsllche Wert· 
pap1ere 7 079 510 5733 526 

Gasehaftsguthaben be1 
Genossenschatten 1 933 6 1 686 4 

Fre1betrag 

fur Kap1talvermogen 18 065 279 16 940 292 

Verbleibendes Kap1tal· 

vermögen X 3 027 X 3 199 
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hat sich deshalb auf die Höhe des Rohvermögens kaum 
ausgewirkt. Die Anteile an Kapitalgesellschaften dürf­
ten allerd1ngs zunehmend aus Geschäftsanteilen der 
Gesellschaften mit beschränkter Haftung bestehen. 
deren Stammkapital in der Bundesrepublik im Zeit­
raum von Anfang 1969 bis Anfang 1974 s1ch um 61 % 
erhöht hat und 197 4 bereits 87 % des Aktienkapitals 
erre1chte. Die gemeinen Werte der GmbH·Ante1le 
werden von den Finanzämtern nach dem sogenannten 
.. Stuttgarter Verfahren" ermittelt ' . sie sind von Börsen­
tendenzen unabhängig. 

Von den 10,496 Mrd.DM Rohvermögen konnten zur 
Ermittlung des Gesamtvermögens 1,922 Mrd. DM oder 
18% als Schulden und sonstige Abzüge abgesetzt wer­
den. Die Hypotheken- und Grundschulden hatten 
daran einen Anteil von 14 %. Die Lastenausgleichs­
abgaben machten nur noch 2 % (1972: 5 %) der 
abzugsfähigen Schulden aus. Das unabgerundete 
Gesamtvermögen aller Steuerpflichtigen betrug noch 
8,574 Mrd DM. Das Adjektiv "unabgerundet" soll aus­
drücken, daß d1e einzelnen Gesamtvermögen hier 
noch nicht - wie es je Steuerpflichtigen geschieht -
auf volle Tausend DM nach unten abgerundet sind. 

Die persönlichen Freibeträge, die vom Gesamtver­
mogen in Höhe von insgesamt 2.498 Mrd. DM (29 %) 
zur Ermittlung des steuerpflichtigen Vermögens ab­
zugsfähig waren. wurden zu 49 % fur die Steuerpflich­
tigen selbst. zu 28% für Ehegatten. zu 17 %für Kinder 
und zu 7 Ofo wegen Alters oder Erwerbsunfähigkeit 
gewährt. Das steuerpflichtige Vermögen von insgesamt 
6,067 Mrd DM wies mit 41,5 % gegenüber 1972 eine 
bedeutend geringere Steigerungsrate als das Roh­
vermögen (63,1 %) auf. 

Die Jahressteuerschuld war wegen des gesenkten 
Steuersatzes mit 42,2 Mi II. DM sogar um 0.4 °/o geringer 
als 1972. Ob aber die Vermögensteuerreform letztlich 
doch zu einer Mehrbelastung der Vermögenden ge­
führt hat, erg1bt sich erst im Zusammenhang mit der 
Einkommensteuerveranlagung. weil se1t 1975 die 
gezahlte Vermögensteuer nicht mehr als Sonder­
ausgabe geltend gemacht werden kann. Da 1972 und 
197 4 die Vermögensteuer-Jahressehuld etwa gle1ch 
hoch war, hat die Vermögensteuerreform 197 4 dann 
zu emer insgesamt hoheren Steuerbelastung gefuhrt, 
wenn der Grenzsteuersatz der Vermogensteuerpfhch-

1) Ratgeber I ur d1e Vermogensteuer, Ausgabe 1977, Heraus· 
geber: Informationsdienst der Sparkassen und Landesbanken/ 
G1rozentralen, Stuttgart o. J. 

tigen bei der Einkommensteuer größer war als die 
Veranderungsrate der Jahressteuerschuld, d1e sich 
197 4 nach alter Rechtsgrundlage ergeben hätte. 
Gegenüber den jeweils vorherigen Hauptveranlagun­
gen hatte die jahrliehe Steuerschuld aufgrund des 
allgememen Vermagenwachstums 1969 um 31 Ofo und 
1972 um 24 % zugenommen. Wegen des nur zwei­
Jährigen Abstandes zu 1972 durfte sich 197 4 ohne 
Reform kaum eine hohere Veränderungsrate als 30 % 
ergeben haben. Die Einkommensbesteuerung der Ver­
mögenden führt in aller Regel jedoch s1cherhch zu w91t 
höheren Grenzsteuersätzen. Der Aufkommens- und 
Belastungseffekt der Vermögensteuerreform 1st aller­
dings aus der Statistik nicht quantifizierbar. 

Beschränkt vermögensteuerpflichtig waren 197 4 wei­
tere 758 natürliche Personen. 16 von ihnen hatten ein 
unabgerundetes Inlandsvermögen von mehr als 
1 Million DM. Diese Großvermögen machten 42% des 
Inlandsvermögen aller beschrankt Steuerpflichtigen 
aus. 

Vermögensmillionäre 

Ein besonderes Interesse gilt stets denjenigen Ergeb­
nissen der Vermögensteuerstatistik, die emen Über· 
blick über die Vermögenskonzentration bieten. Die 
Gliederung nach der Größenklasse des Gesamtvermö­
gens zeigt, daß 45 % der Insgesamt 17 541 unbe· 
schränkt steuerpflichtigen naturliehen Personen ein 
Gesamtvermögen von unter 250 000 DM und an der 
Summe aller Vermögen einen Anteil von nur 15 % 
hatten. 

05065 

Die Steuerpflichtigen -1JnbeK!väni;tlloue<p!licnllgenotUrlche--

." und ihr Gesamtvermögen 
so nach der Größenklasse 1974 
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Die Anwendung der neuen Einheitswerte von 1964 für 
die Veranlagung 1974 war der Hauptgrund dafür, daß 
sich die Zahl der Vermögensmillionäre 197 4 gegenüber 
1972 mehr als verdoppelt hat ( + 126 %). Die 1 449 
Vermogensm1llionäre hatten ein durchschnittliches 
Vermogen von 2,486 Millionen DM. Gegenüber dem 
mittleren Großvermögen von 1972 bedeutet das einen 
Ruckgang um 11 %, obwohl das Grundvermögen aller 
Millionäre 197 4 mehr als zehnmal so groß war wie das 
der - allerdings wenigeren - Millionäre von 1972 
Nur etwa ein Viertel der 1 449 Millionäre besaß mehr 
als das durchschnittliche Großvermögen. ln 17 Fällen 
ergab die Veranlagung einen Betrag von mehr als 
20 M1llionen; zusammen waren das 6% des Gesamt­
vermagans aller Steuerpflichtigen. Vermögensmillio­
nare waren 197 4 8 % aller Steuerpflichtigen. Sie ver­
einigten 42 % des Gesamtvermögens auf sich. 1972 
betrug der Ante1l der Millionenvermögen am gesamten 
Veranlagungswert zwar nur 34 %, sie entfielen aber 
auf nur 3% der Steuerpflichtigen. 

Da 893 oder 62 % der Millionäre 197 4 selbständige 
Gewerbetreibende waren - bei den Besitzern der 
klemeren Vermögen waren es nur 36 % - , hat das 
gewerbliche Betriebsvermögen am Rohvermögen der 
Millionäre m1t 44 % einen größeren Anteil als das son­
stige Vermögen (35 %). Diese 893 Gewerbetreibenden 
besaßen 46 % des gewerblichen Betriebsvermögens 
aller steuerpflichtigen natürlichen Personen. 299 Ver­
mögensmillionäre (21 %) waren nicht erwerbstatig, 
115 von 1hnen waren Rentner oder Pensionäre. Die 
111 selbständigen Land- und Forstwirte mit Millionen­
vermögen vereinigten ein Viertel des gesamten veran­
lagten land- und forstwirtschaftliehen Vermögens auf 
sich. Unter den Vermögensmillionären gab es immerhin 
auch 1 0. die sich in einem Beamtenverhältnis befanden. 

Die personliehen Freibeträge der Millionäre und der mit 
ihnen gemeinsam veranlagten Personen betrugen 
277 Millionen DM und entsprachen 8 % ihres Gesamt­
vermögens Ihre Jahressteuerschuld für 1974 machte 
23 Millionen DM und damit 0,64 % ihres Gesamtver­
mogens aus. Die mdirekte Progression bei der Vermö­
gensbesteuerung wird daran deutlich, daß bei den 
Nichtmillionaren d1e Freibetrage 45 % des Gesamt­
vermogens betrugen, so daß ihre Steuerschuld nur 
0,31 % des Gesamtvermögens in Anspruch nahm. Die 
Jahressteuerschuld aller natürlichen Personen hatten 
zu 55 % d1e M1lhonare zu tragen, und zwar jeder von 
ihnen 1m DurchschmU etwa 16 000 DM. 

39 Ofo der Millionare wohnten in den zum Hamburger 
Umland geherenden Kreisen Pinneberg, Segeberg, 
Stormarn und Herzogtum Lauenburg, obwohl deren 

Die Vermögensmillionäre 19741n den Kralsen 
Nur unbeschrankt steuerplhchttge naturliehe Personen 

KREISFREIE STADT Vermogensmrllionare Gesamt-
vermogen 

Krers Anzahl Je 10000 tnMtiiDM 

Ernwohner 

FLENSBURG 72 7,7 152 

KIEL 129 4,9 267 

LUBECK 132 5,6 424 

NEUMÜNSTER 51 5,9 80 

Dtthmarschen 35 2.6 82 

Hzgt. Lauenburg 162 10,8 551 

Nordfnesland 60 3,7 100 

Ostholstetn 102 5.5 204 

Ptnneberg 178 7,0 489 

Pion 50 4,4 139 

Rendsburg-Eckernförde 139 5.9 288 

Schleswtg·Fiensburg 47 2,7 83 

Segeberg 78 4.2 230 

Sternburg 67 5,1 148 

Stormarn 147 8,7 365 

Schleswlg-Holsteln 449 5,6 3 602 

Anteil an der Landesbevölkerung nur 30 % betrug. Im 
Herzogtum Lauenburg kamen auf je 1 0 000 Einwohner 
mit fast 11 die relativ meisten Vermögensmillionäre. ln 
Dithmarschen dagegen wohnten 1974 5,2 % der 
Schleswig-Holsteiner, aber nur 2,4 % der Millionäre 
des Landes. D1e kreisfreien Städte hatten mit 26 % 
etwa gleich große Anteile an den Millionaren wte an der 
Bevblkerung Schleswig-Holsteins 

Das Vermögen der nichtnatürlichen Personen 

ln Schleswig-Holstein waren für das Jahr 197 4 insge­
samt 2 891 nichtnatürliche Personen unbeschränkt 
vermögensteuerpflichtig. Das sind 1 ,4 Ofo weniger als 
1972, obwohl die Rechtsform der GmbH, der 197 4 drei 
Viertel aller Steuerpflichtigen zugehörten, im selben 
Zeitraum weiter an Attraktivität gewonnen hat: Die 
Statistik weist von 1972 bis 197 4 für Schleswig-Holstein 
eine Steigerung der Zahl der Kapitalgesellschaften um 
19 % auf 3 600 aus, wobei die Verwaltungsgesell­
schaften der GmbH & Co KG mitgezählt sind. Daß die 
Veranlagungsfalle dennoch zuruckgegangen s1nd, ist 
dadurch zu erklären, daß es bis 1972 bei den unbe­
schränkt steuerpflichtigen Kapitalgesellschaften die 
sogenannte Mindestbesteuerung gab. Danach hatte, 
auch wenn das tatsächliche Vermögen niedriger oder 
gar negativ war, zum Beispiel eine AG ein Mmdestver­

mögen von 50 000 DM und eine GmbH 20 000 DM zu 
versteuern 1972 gab es 1 034 solcher Mindestbesteu-
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erungsfalle, von denen nach dem reformierten Verma­
gensrecht höchstens die 606 Fälle mit positivem Ge­
samtvermögen zur Veranlagung geführt hätten. Von 
den 2 891 Steuerpflichtigen 197 4 waren 508 erstmals 
veranlagt worden. Beschränkt steuerpflichtige nicht­
natürliche Personen gab es 197 4 in Schleswig·Holstein 
nicht. Das unabgerundete Gesamtvermögen aller nicht­
natürlichen steuerpflichtigen Personen betrug 3,672 
Mrd. DM. Es gehörte zu 17% den Aktiengesellschaften 
und zu 49 % den Gesellschaften mit beschränkter 
Haftung. 

Nicht ganz die Hälfte (48 %) der nichtnatürlichen steuer­
pflichtigen Personen hatte ein Gesamtvermögen von 
jeweils weniger als 50 000 DM. Zusammen ergab das 
nur 33 Mill. DM und damit noch nicht einmal 1 %der 
Summe der Gesamtvermögen dieser Körperschaften, 
Personenvereinigungen und Vermögensmassen. Die 
Vermögenskonzentration wird noch deutlicher durch 
die Tatsache, daß in nur 376 Fällen (13 %) die Veran· 
lagungen ein Vermögen von mehr als einer Million DM 
ergaben, diese Großvermögen aber an der Summe der 
Gesamtvermögen der nichtnatürlichen Personen einen 
Anteil von 91 %hatten. 

Das Durchschnittsvermögen je Steuerpflichtigen war 
be1 den 27 Kreditanstalten des öffentlichen Rechts mit 
20.3 Mill. DM am hbchsten. Es lag auch bei den 45 
Aktiengesellschaften mit 14,0 Mill. DM deutlich über 
dem der 2 189 Gesellschaften mit beschränkter Haf­
tung (0,8 Mill. DM). Das steuerpflichtige Vermogen der 
nichtnatürlichen Personen unterscheidet sich von 
deren Gesamtvermbgen im wesentlichen nur durch die 
Vermögensabgabe, die 16 Mill. DM oder 0,4 % der 
Summe der Gesamtvermögen ausmachte. Die Zu­
nahme des Wertes aller Gesamtvermögen gegenüber 
1972 ist beträchtlich ( + 58 %) und auch hier in erster 
Linie auf die neuen Einheitswerte von 1964 tur die 
Grundstücke und Gebäude zurückzuführen. Dagegen 
ist die Jahressteuerschuld der nichtnatürlichen Perso­
nen mit 26 Mi II. DM nur um 1 0,5 % höher als 1972. 

Bernd Struck 

Vergleiche auch . • Dte M1lllonenvermogen der naturltchen Per­
sonen m Schleswtg·Holsrem (Ergebms der Vermagensteuer 
statiS/Ik 1972)" m d1eser Zeltschnft. Hett311976. S 59 

Wie lange studieren die Studenten in Schleswig-Holstein? 

Schlagworte wie Numerus clausus, Verteilungsverfah­
ren, Parkstudium oder Warteschlange kennzeichnen 
folgende Situation im Hochschulbereich: Nicht jeder 
Studienwillige kann - wenn überhaupt - sofort das 
Studium seiner ersten Wahl an der von ihm gewünsch­
ten Hochschule aufnehmen. Dem Z1el, diesen Zustand 
abzubauen. gelten auch Überlegungen, wie der Zeit· 
aufwand fur ein erfolgreiches Studium verkurzt werden 
kann, um so - bei gleicher Ausbildungskapazität -
mehr Studenten auszubilden. Die Empfehlung u. a. des 
W1ssenschaftsrates, verstärkt Kurzzeitstudiengänge 
einzufuhren, schlägt sich auch in den Bestimmungen 
des Hochschulrahmengesetzes und der davon abge­
leiteten Landeshochschulgesetze nieder. Dort ist fest­
gelegt worden, daß das Studium in einer Regelstudien­
zeit von drei oder vier Jahren, also sechs oder acht 
Semestern, abgelegt werden soll, wobei Überschrei· 
tungen ausnahmsweise möglich sind. 

Die Forderung nach einem zeitlich begrenzten Studium 
führt auch zu der Frage, warum Studenten länger stu­
dieren, als allgemein erwartet wird. E1nmal ist es 
sicher die fachliche Überladung, die zu längeren Stu­
dienzeiten führt; in soweit müssen Studienreformen 
gewährleisten. daß die Hochschulausbildung in der 
geforderten Zeit überhaupt erfolgreich abgeschlossen 
werden kann. Zum anderen ist es der Student selbst, 
der durch Studiengangwechsel, Aufnahme emes Zweit­
studiums, Wechsel der Hochschule. Exmatnkulation 
oder Beurlaubung zu einer Verlängerung semes Stu­
diums beiträgt. ln diesem Zusammenhang muß auch 
das sogenannte Parkstudium erwahnt werden: Stu­
denten, die für das gewünschte Studium vorerst keinen 
Studienplatz erhielten, schreiben sich häufig fur emen 
anderen Studiengang ein, um spater über das Zulas­
sungskriterium Wartezeit doch die gewünschte Imma­
trikulation zu erreichen. Allerdings werden nach den 
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Bestimmungen des Hochschulrahmengesetzes Park­
studienzeiten nach dem 31.3 1976 von der Wartezeit 
abgezogen. so daß sich die Zulassungschancen nach 
diesem Kriterium verschlechtern. 

Aufschlusse über die Gründe, die zu überhöhten Stu­
dienzeiten führen, erwartet man von den Ergebnissen 
einer Studentenverlaufsstatistik, die das Hochschul­
statistikgesetz (HStatG) vom 31.8.1971 vorschreibt. 
Die amtliche Statistik 1st zur Zelt noch nicht so weit, 
den gesetzlichen Auftrag zu erfullen. Dagegen kann 
auf die Frage nach der Länge der Hochschulausbildung 
umfangreiches Datenmaterial aus der Individual­
befragung der Prufungskandidaten vorgelegt werden. 
D1e folgenden Aussagen zur Studienzeit beziehen sich 
som1t auf die Studenten, die eine Abschlußprüfung 
bestanden haben - bei einer Erfolgsquote von über 
90 % in Schleswig-Holstein eine unerhebliche Ein­
schränkung 

Nach dem Hochschulstatistikgesetz sind sowohl die 
Prufungsämter als auch die Prüfungskandidaten selbst 
nach dem Prufungs- und Studienverlauf zu befragen. 
Die Prufungsämter geben Auskunft über die Art und 
das Ergebnis der Prüfung und in welchem Studienfach 
das Examen abgelegt wurde. Zusätzliche Informa­
tionen erbringt die Befragung der Prüfungskandidaten, 
namlich uber die aufgewandten Hochschul- und Fach­
semester in den verschiedenen Studiengängen. Dabei 
1st ein Studiengang d1e Kombination mindestens eines 
Studienfaches mit einer Abschlußprüfung. Unter Fach­
semester sind die Semester zu verstehen, die der 
Student im Hinblick auf die anstehende Prüfung in 
seinem Studiengang aufgewendet hat War der Student 
vorher in einem anderen Studiengang eingeschrieben, 
so werden dort verbrachte Semester nur mitgezählt, 
wenn sie angerechnet werden. Das gilt auch für Stu­
dienzeiten an ausländischen Hochschulen. Urlaubs­
semester bleiben bei den Fachsemestern unberück­
sichtigt. Zu den Hochschulsemestern zählen alle 
Semester - auch Urlaubssemester - die, unabhängig 
vom angestrebten Studienziel, im Hochschulbereich 
verbracht worden sind, allerdings nur an Hochschulen 
im Bundesgebiet. Ein Wechsel des Studienganges 
oder der Hochschulart - zum Belspiel Fachhoch­
schule/wissenschaftliche Hochschule - sowie die Auf­
nahme emes zweiten Studiums können also dazu füh­
ren. daß ein Student mehr Hochschul- als Fachseme­
ster aufweist. 

Der Zeltaufwand, der für ein erfolgreiches Studium 
notwendig ist, wird Studiendauer genannt. Im Unter­
schied dazu mißt die Verweildauer den Aufenthalt 
des Studenten im Hochschulbereich unabhcing1g da-

von, ob er ihn mit oder ohne Examen verläßt. Die hier 
vorgelegten Ergebnisse der Befragung der Prüfungs­
kandidaten beschreiben d1e Stud1endauer, d1e sowohl 
in Hochschul- als auch in Fachsemestern angegeben 
Wird. Während sich d1e in Hochschulsemestern gezähl­
te Studiendauer durch eine weitere lmmatnkulation 
noch erhöhen kann, ist der in Fachsemestern ausge­
drückte Zeitaufwand endgültig. 

Die vorliegende Auswertung bezieht sich auf die Befra­
gung der Prüfungskandidaten im Prüfungsjahr 1978, 
das die Prüfungsstatistiken des Wintersemesters 
1977/78 und des Sommersemesters 1978 zusammen­
faßt 1978 legten in Schleswig-Holstein 3 286 Studen­
ten eine Abschlußprüfung ab, darunter 3 012 Studen­
ten (92 %) mit Erfolg. Bis zu diesem erfreulichen Er­
eignis benötigten sie eine durchschnittliche Studien­
dauer von 1 0,8 Hochschul- oder 10,0 Fachsemestern. 
Für die einzelnen Hochschulen ergaben sich Unter­
schiede. Ein Studium an Universitäten dauert erwar­
tungsgemäß länger als an pädagogischen Hochschulen 
oder an Fachhochschulen. Die mittlere Studiendauer 
betrug an der Christian-Aibrechts-Universität zu Kiel 
und der Medizinischen Hochschule Lübeck 13,4 Hoch­
schul- und 12,4 Fachsemester Damit wurde im Durch­
schnitt an dieser Hochschulart vier Semester länger 
als an den pädagogischen Hochschulen studiert und 
über fünf Semester länger als an Fachhochschulen. 
Das Musikstudium ist verschieden lang, je nachdem, 
ob man Hochschul- oder Fachsemester zählt. ln 
Hochschulsemestern gemessen war die mittlere 
Studiendauer an der Musikhochschule Lübeck genau 
so lang wie im Mittel aller Hochschulen (1 0,8 Semester), 
mit nur 7,4 Fachsemestern unterschritten aber die 
Musikstudenten den Gesamtdurchschnitt von 1 0,0 
Semestern deutlich. Dieser Unterschied von 3,4 Seme­
stern zwischen Hochschul- und Fachsemester-Zahl, 
der an den anderen Hochschulen zwischen 0,8 und 
1 ,2 liegt, deutet auf Besonderheiten des Musikstudiums 
hin, das sich nicht in so geregelten Bahnen vollzieht 
wie ein anderes Studium. Oie Musikhochschule zeigt 
noch eine Abweichung. während allgemein die Männer 
länger studieren als die Frauen, war es hier bei den 
Hochschulsemestern umgekehrt. Seide beobachteten 
Besonderheiten der Musikhochschule können aller­
dings Zufallsergebnisse sein, weil d1e Zahl der Absol­
venten mit 23 gering ist. 

Auch d1e Studentinnen der Fachhochschulen - jetzt 
gemessen in durchschnittlich absolvierten Fachseme­
stern - studierten länger als die Männer, doch ist der 
Unterschied zu gering, um davon Grundsätzliches 
abzuleiten Die folgende Tabelle zeigt weiterhin, daß 
bei den männlichen Studenten die mittlere Studien-
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ANTEILE DER BEREICHE AN DER BRUTTOWERTSCHÖPFUNG IN DEN 
05059 

Einen gewiSSen Aufschluß uber die Struktur der Wtrtschaft tn den 
Kretsen unseres Landes erhält man aus der Darstellung der Anteile, 
d•e doe W•rtschattsbere1che an der unberem1gten Bruttowertschopfung 
jedes Kre•ses e1nnehmen Im Land msgesamt hat der Wtrtschafts· 
berelch . ubnge Doenstle•stungen·, der durch dte Zusammenfassung 
von D•enstletstungsgewerbe, Staat. pnvaten Haushalten und pnvaten 
Organtsatlonen ohne Erwerbscharakter etwas heterogen 1st. m1t 
41 .2 %den großten Ante1l und ubertnfft bereitsden W•rtschaflsberetch 
• warenproduzoerendes Gewerbe" m•t 37,1 %. Zum warenproduZJe· 
renden Gewerbe gehÖren doe Unterbere•che .Energ1ewtrtschaft und 
Bergbau , .verarbe•tendes Gewerbe" und .Baugewerbe" Dte Brutto· 
wertschöpfung des Bereichs .Handel, Verkehr und Nachnchten· 
überrntltlung• erreichte emen Antetl von 14,4 %, so daS auf den 
terttaren Sektor rntt 55.6% berBits rrtehr als die Hälfte der gesamten 
Bruttowertschopfung entfäl t. Der Rest von 7,2 % der Bruttowert· 
schopfung kommt vom Wtrtschaftsberetch .Land· und ForstWirtschaft 
Tierhaltung und Rscheret" 

ln den e•nzelrten KrBISBn ze1gen sich gegenuber dem l.andesdurch· 
schntlt zum Tetl erhebliche Untersehtade So gab es rtach den Ver· 
hältntssen von 1976 1n SchlesWtg-Holstein noch dre1 Kretse, m denen 
der Beretch .Land· und Forstwirtschaft, Tierhaltung und Rscherel" 
rrtehr als 15 % zur Bruttowertschoptung bettragt Be1 weiteren funf 
Kre•sen betragt d•eser Ante•lSwert mmdestens 10 %, also noch 
nennenswert mehr als der Landesdurchschnitt von 7,2 % Bere•ts 
1n neun Kre1sen s•nd d1e ubngen Dienstleistungen von größtem 
Gewtcht ln den sechs Kre1sen. in denen das warenprodUZierende 
Gewerbe vorherrscht. belauft SICh dessen Anteolswert auf uber 40 %. 
Bemerkenswert 1st doe große Streuung der Anteilswerte des waren­
produZierenden Gewerbes zwischen den extremen Werten von 22 0% 
om KretS Nordtnesland und 56.3% 1m Krets Storrrtarn Entsprechend 
hegen auch doe Antetlswerte der übngen D1enstle1stungen rntt 28,1 % 
1m Kre1s Stormarn und 53.2 C!b m Kiel wett ausetnander Das Gewtcht 
des terttaren Sektors retcht von 39,7% Im Kre1s Stormarn bis 71 6% 
tn K1el ln 10 KreiSen kommt uber doe Hälfte der Bruttowertschopfung 
aus dem terttaren Sektor. 
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je Kopf der Wirtschaftsbevölkerung 
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Wenn man d e Kre1se nach Ihrer wutscllafl· 
fichen leiStllngsl<nltt llUI Hilfe des Brutto· 
inlandsprodckts m eme Rangfolge bringt, 
I1IU8 man beachten. daß dabei d'te m emer 
Region produzierten Guter und Dtenst· 
Ieistungen zu Matttprelsen bewertet 
werden. Dieser Umstand kann den reg10· 
nalen LeiStungsvergleich start stl!ren 
nämlich dann, wenn in einem Krm das 
Bruttoinlandsprodull:l wesenUu:ll durch 
dte Pro®kt10n von Belneben bestimmt 
Wll'd, deren Güter durch ProduktiOns· 
steuern uberdurchschnitthch hoch be· 
lastet smd. So ISt das Bruttomlandsp10dukt 
des KreiSes Stormam durch den sehr 
hohen Anteil der Tabaksteua1, das des 
Kre1ses Dtthmarschen durch den sehr 
hohen Anteil der Mmeralölsteuer und das 
der Stadt Rensburg durch den hohen 
Anteil der Branntwemsteuer vergle1chs· 
weise startüberhohl 

Um zur Rangfolgenbildung noch 
die verschiedene Große der Kr81S8 auszu· 
schalten mlissen dJa absoluten Werte 
relatlviert werden. Als Bezugsgröße fur das '-: 
Bruttoinlandsprodulrt steht zur Zelt nur 
die sogenannte 'Mrtschatl$be'rii keruog 
lUf Vertilgung D1e VMschaltsbevölk2rung 
eines Kreises ergibt sich aus der Wohn­
bevölkerungdes KreiSes, um dte Zahl der 
Auspendler emsch!ießlich Ihrer Angello­
rigen ~ennmdert und Utll die der fmpendler 
ed\Sch~eßßth 1hrer Angehangen erhöht 
Mangels speZieller Erhebungen bed1ent 
man steh h e1 emer Durchschnottsbe1ech· 
nung aus Er1ahrungssatzen. nach der die 
Wlrtschaltsbevolkerung aus der Wohn· 
bevli kerung + zweifachem PendletSaldo 
erm•tlelt Wltd, was emen Angehongen f8 
Pendlt!f bedeutet 
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dauer in Hochschulsemestern stärker von der ent­

sprechenden Fachsemesterzahl abweicht als bei den 

Frauen; dies ist vielleicht ein Indiz dafür, daß Frauen 
zielstrebiger studieren. 

Absolventen mit bestandener Abschlu8pr0fung 
und durchschnittliche Studiendauer 
nach Hochschulart und Geschlecht 

Hochschulart Ge- Absol- Durchschnittliche 
schlecht venten Studiendauer 

ln 

Hochschul· Fach-
semeslern semeslern 

Universität Kiel/ männl. 930 13,8 12,8 
MediZinische weibl. 427 12.4 11 ,8 
Hochschule LObeck lnsges. 1 357 13.4 12,4 

Padagogische männl. 308 10,2 8,8 
Hochschulen we1bl 526 8,8 8.4 
Kiel und Flansburg lnsges. 834 9,4 8,6 

Musikhochschule männl. 10 10,2 8,0 
Lübeck weibl. 13 11,4 7,0 

lnsges. 23 10,8 7.4 

Fachhochschulen männl. 581 8.2 7,0 
weibl. 158 7,8 7,2 
insges. 739 8,0 7,0 

OhneAngabe männl. 40 9.4 8,0 
der Hochschule weibl. 19 8,0 7,2 

lnsges. 59 9,0 7,8 

Alle Hochschulen männl. 1869 11,4 10,2 
welbl. 1143 10,0 9,4 

lnsges. 3 012 10,8 10,0 

Die Vielfalt des Lehrangebots vor allem an der Univer­
sität Kiel verlangt eine weitergehende Untergliederung 
der obigen Angaben. Die nachstehenden Ergebnisse 

beziehen sich auf sogenannte Fächergruppen, die im 
wesentlichen den Organisationseinheiten der Fach­
bereiche (Fakultäten) an der Christian-Aibrechts­
Universität entsprechen. Abweichend wird die Fächer­
gruppe Sprach- und Kulturwissenschaften definiert, 
die mit der Fakultät Philosophie vergleichbar ist. Unter 
diesen Wissenschaften wird nämlich auch die Theologie 
geführt, die an der Kiefer Universität einen selbstän­
digen Fachbereich darstellt. Dagegen wird hier Sport 
als eigenständige Fächergruppe behandelt, eine Diszi­
plin, die in Kiel ein Studienfach des Fachbereichs 
Philosophie ist. Die Fächergruppe Wirtschafts- und 
Gesellschaftswissenschaften umfaßt auch die Rechts­
wissenschaften. die an der Christian-Aibrechts-Univer-

sität einen eigenen Fachbereich ausmachen. Vollstän­

digkeitshalber sind auch d1e wenigen Absolventen der 
Kunst, Kunstwissenschaft aufgeführt, die in Kiel der 
Philosophie zugeordnet sind. ln den weiteren Be­

trachtungen bleiben diese Studenten genauso unbe­
n.icksichtigt wie die Absolventen aus anderen Studien­
gängen, 1n denen weniger als zehn Studenten einge­
schrieben waren. 

Wie in der nächsten Tabelle zu sehen ist, entsprechen 
nur in der Wirtschaftswissenschaft die beiden Werte 
der mittleren Studiendauer den Durchschnittswerten 
der Universität (13,4 Hochschul-, 12.4 Fachsemester). 

Die Absolventen der Wirtschafts- und Gesellschafts­
wissenschaften insgesamt aber benötigten durch­
schnittlich weniger Semester, was besonders für den 
Juristennachwuchs gilt, der 12,4 Hochschul- oder 11,8 

Fachsemester studierte ln einer noch kürzeren Zeit 

absolvierten die Agrarwissenschaftler ihr Studium, 
nämlich in 11 ,6 Hochschul- oder 1 0,4 Fachsemestern. 
Mit weniger Fachsemestern kamen nur noch die 

Theologen (1 0,0 Fachsemester) aus. Auch die Sport­
studenten konnten mit einer Studienzeit von 1 1 ,8 Hoch­
schul- und Fachsemestern relativ früh ihre Ausbildung 
erfolgreich abschließen. Die Studenten der Sprach­

und Kulturwissenschaften lagen mit einer mittleren 
Studiendauer von 12,8 Hochschul- oder 1 2,2 Fach­
semestern noch unter dem Durchschnitt aller Absol­
venten der Kiefer Universität. Überdurchschnittlich 

Absolventen der Universität Kiel 
mit bestandener Abschlußprüfung 

Fächergruppe Absol- Durchschnittliche 
venten Studiendauer 

in 

Hochschul- Fach-
semestern semeslern 

Sprach- und Kultur· 
Wissenschaften 217 12,8 12,2 

darunter Theologie 12 11,6 10,0 . 
Sport 29 11,8 11,8 
Mathematik, 

Naturwissenschaften 407 13,8 13.0 

Wirtschafts- und 
GesellschaftSWissenschaft 260 12,6 12.0 

darunter 
Rechtswissenschaften 180 12,4 11.8 
Wirtschaftswissenschaften 72 13,4 12,4 

Agrarwissenschaften 99 11,6 10,4 
Medizin 242 14.4 13,2 
Kunst, Kunstwissenschaft 9 16,8 13.2 

Insgesamt 1 263 13,4 12,4 
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lange dauerte m1t 13,8 Hochschul- oder 13,0 Fach­
semestern dagegen das Studium in den Mathematik, 
Naturwissenschaften. Die Fächergruppe mit der höch­
sten durchschnittlichen Studiendauer ist aber Medizin. 
Fur ihre Hochschulausbildung benötigten die Medizin­
studenten 14.4 Hochschul- oder 13,2 Fachsemester. 

Neben dem Durchschnittswert ist die Streuung ein 
we1teres Maß, die Studiendauer der Absolventen in 
den einzelnen Fächergruppen zu charakterisieren. Die 
Streuung gibt an, um wieviel 1m DurchschmU die ver­
brachten Semester der einzelnen Studenten vom 
Mittelwert abweichen. Mit Hilfe der Standardabwei­
chung kann gezeigt werden, daß d1e fur die Fächer­
gruppe Med1zm errechnete mittlere Studiendauer den 
Zeltaufwand der Absolventen recht zutreffend um­
schreibt. Im Durchschnitt weichen die emzelnen 
Studienzeiten nur um 1 ,8 Hochschul- oder 1. 7 Fach­
semester nach oben und unten von der mittleren Stu­
diendauer ab Auf der anderen Se1te streuen die Ein­
zelangaben m den Mathematik, Naturwissenschaften 
am stärksten, nämlich durchschnittlich um 2,9 Hoch­
schul- oder 3,0 Fachsemester. Die Standardabwei­
chungen der mittleren Studiendauer in allen anderen 
Fächergruppen liegen zwischen diesen Werten. 

Streuungsmaße weisen auf Unterschiede der Studien­
dauer Innerhalb e1ner Fächergruppe hin, die vor allem 
in den Naturwissenschaften und Sprach- und Kultur· 
Wissenschaften auftreten. Wer zum Beispiel Chemie 
stud1ert, kann sich an einer mittleren Studiendauer von 
15.2 Hochschul- oder 14,6 Fachsemestern orientieren, 
als Physikstudent an 15,0 Hochschul- oder 14,0 Fach­
semestern und als Student der Biolog1e an 14,6 Hoch­
schul· oder ebenfalls 14,0 Fachsemestern. Noch 
mehr Zeit muß der Chemiestudent einkalkulieren, 
wenn er das Lehramt an Gymnasien anstrebt. Für die· 
sen Studiengang benötigten die Absolventen 15,8 
Hochschul- oder 15,2 Fachsemester. Auf überpropor­
tional lange Studienzeiten hat sich auch der Physik· 
student emzustellen. der das Diplom erlangen will, 
namhch auf eme mittlere Studiendauer von 16,0 Hoch· 
schul· oder 15,0 Fachsemestern. Mit der Diplom­
prüfung und dem ersten Staatsexamen für das Lehr­
amt an Gymnasien smd dam1t die Abschlüsse genannt, 
die vergle1chswe1se lange Studienzeiten in den Natur­
WISSenschaften voraussetzen: Im Durchschnitt konnte 
das D1plom nach 14,2 Hochschul- oder 13,6 Fach­
semestern erworben werden, wahrend die Prüfung für 
das Lehramt an Gymnasien nach 14,0 Hochschul· 
oder 13,8 Fachsemestern abgelegt wurde. ln einer 
unter dem Durchschnitt der Studiendauer in den Natur­
WISsenschaften liegend~n Ze1t absolvierten dagegen 

die zukünftigen Realschullehrer ihr Studium: nach 12.4 
Hochschul- oder 11,8 Fachsemestern war der erste 
Abschnitt der Lehrerausbildung abgeschlossen. Beson­
ders kurz stellt sich d1e Ausbildung im Studiengang 
Pharmazie dar, die mit dem Staatsexamen abschließt 
Der Apothekernachwuchs studierte durchschnittlich 
9,6 Hochschul- oder 8.4 Fachsemester. Damit benö· 
t1gten diese Absolventen über sechs Semester weni­
ger als die Chemiestudenten, die das Lehramt an 
Gymnasien anstrebten. 

Auch in den Sprach- und Kulturwissenschaften gibt 
es Studiengänge, deren mittlere Studiendauer vom 
Durchschnitt (12.8 Hochschul-. 12.2 Fachsemester) 
abweicht. Das gilt auch hier vor allem für die Studien­
fächer, die mit dem ersten Staatsexamen zum Lehrer 
an Gymnasien führen. Wer einmal als Studienrat Ge­
schichte lehren will, benotigte für diese Qualifikation 
durchschnittlich 14,4 Hochschul- oder 14,2 Fach­
semester. Damit dauert diese Ausbildung deutlich län­
ger als im Mittel dieser Fächergruppe. Nicht viel gerin­
ger ist der Zeitaufwand für den Erwerb der Lehrbefähi­
gung in dem Unterrichtsfach Deutsch, die im Durch· 
schnitt nach 14.4 Hochschul- oder 13,2 Fachsemestern 
erworben wurde. Studenten, die später die Fächer 
Englisch und Französisch an Gymnasien unterrichten 
wollen, wiesen Studienzeiten auf, die nicht ganz so 
lang waren, doch noch 1mmer über der mittleren Stu­
diendauer in den Sprach- und Kulturwissenschaften 
lagen Neben dem Studium für das höhere Lehramt 
zählt das Diplomstudium der Psychologie zu den zeit­
aufwendigen Studiengängen. Bevor die jungen ,.Seelen­
ärzte" die erlernten Theorien berufsmäßig umsetzen 
dürfen, mußten sie durchschnittlich 14.4 Hochschul­
oder 13,4 Fachsemester studieren. Die Hochschul­
ausbildung zum Realschullehrer zählt dagegen auch 
in den Sprach- und Kulturwissenschaften zu den kür­
zeren Studiengängen. Für die vier genannten Unter­
richtsfächer Deutsch, Geschichte, Englisch und Fran­
zösisch liegt die mittlere Studiendauer unter dem 
Durchschnittswert der Fächergruppe Das trifft für den 
Nachwuchs der Französischlehrer besonders zu, die 
durchschnittlich 9,6 Hochschul-oder 9,8 Fachsemester 
absolvierten Daß hier die Fachsemesterzahl größer ist 
als d1e Hochschulsemesterzahl, erklärt sich durch die 
Möglichkeit eines Auslandsstudiums, das für den 

Fremdsprachenunterricht von großem Vortell sein 
kann. D1e mittlere Studiendauer fur den Studiengang 
Diplom-Pädagoge entspncht hinsichtlich der studierten 
Hochschulsemester dem Fächergruppendurchschnitt

1 

mit durchschnittlich 11,2 Fachsemestern zählt jedoch 
auch das Pädagogikstudium zu den kürzeren Studien­
gängen der Sprach- und Kulturwissenschaften. 
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Je nachdem, welche Spezialisierung angestrebt wird, 
zeigen sich auch in der Ausbildungszeit des Ärztenach­
wuchses Unterschiede. Die zukünftigen Zahnärzte stu­
dierten mit durchschnittlich 13,2 Hochschul- oder 
11,8 Fachsemestern nicht ganz so lange wie die Stu­
denten, die in der allgemeinen Medizin das Examen 
nach 14,8 Hochschul- oder 13,8 Fachsemestern ab­
legten. Im Durchschnitt hatten die Studenten an der 
Medizinischen Hochschule Lübeck, wo die Ausbildung 
zum Zahnarzt fehlt, mit 13,0 Hochschul- oder 12,8 
Fachsemestern weniger Semester aufzuweisen als ihre 
Kommilitonen in Kiel. Der Unterschied bei den abge­
legten Hochschulsemestern kann durch den höheren 
Anteil im Ausland verbrachter Semester bei den Lü­
becker Studenten erklärt werden. 

Wie gezeigt werden konnte, ist der Zeitaufwand für 
ein erfolgreiches Studium auch von der Art der Ab­
schlußprüfung abhängig. Auf eine gesonderte Darstel­
lung der Studiendauer der Promeventen wird verzich­
tet, die besonders häufig Mediziner sind. Die Angabe 
der Semesterzahl bis zur Erlangung der Doktorwürde 
ist problematisch, da das Promotionsstudium oft als 
Zweitstudium, in anderen Fällen als Fortsetzung des 
ersten Studienganges angesehen wird. Diese unter­
schiedliche Auslegung wirkt sich bei den Fachseme­
sterzahlen aus. Wenn d1e Promotion als neuer Studien­
gang angesehen wird, gehören zu ihr nur wenige Fach­
semester, so daß die Differenz zur Zahl der Hoch­
schulsemester besonders hoch ausfällt. Das wird wohl 
auch die Erklärung dafür sein, daß in der Agrarwissen­
schaft und Pädagogik der Unterschied zwischen Hoch­
schul- und Fachsemestern mehr als ein Semester be­
trägt. Die relativ großen Abweichungen der Semester­
angaben in den Studiengängen der Pharmazie und 
Zahnmedizin werden vermutlich zusätzlich dadurch 
verursacht, daß die Zeiten eines Parkstudiums haupt­
sächlich den Hochschulsemestern zugerechnet 
werden. 

An den pädagogischen Hochschulen in Kiel und Flans­
burg studierten die 834 Absolventen im Schnitt 9,4 
Hochschul- oder 8,6 Fachsemester. Die mittleren 
Studiendauern für die einzelnen Studiengänge weichen 
dort nicht in dem Maße voneinander ab wie an der 
Umversität Kiel. Unterschiede gibt es aber auch an 
dieser Hochschulart. Im Durchschnitt dauerte das 
Studium für das Lehramt an Grund- und Hauptschulen 
8,5 Hochschul- oder 7,9 Fachsemester und für das 
Lehramt an Realschulen 9,6 Hochschul- oder 8,8 Fach­
semester. Dabei spielte es hinsichtlich der Studien­
dauer keine Rolle, ob man diese Studiengänge in Kiel 
oder Flansburg abschließt. Die angehenden Sonder­
schullehrer beendeten ihre Hochschulausbildung nach 

9,8 Hochschul- oder 8,8 Fachsemestern. Relativ hohe 
Semesterzahlen wiesen die Studenten der Pädagogik 
auf, die nach 12.4 Hochschul- oder 1 0,5 Fachseme­
stern die Diplomprüfung erfolgreich ablegten. 

Die Ausbildungszeiten in den einzelnen Unterrichts­
fächern entsprechen etwa dem durchschnittlichen Zeit­
aufwand für ein Studium an den padagogtschen Hoch­
schulen. Nur in den Fachern Physik, Politik- und Sozial­
wissenschaften und Kunst und Kunstgeschichte in Kiel 
sowie in Geographie (für Realschullehrer) dauerte das 
Studium relativ lange, wenn die absolvierten Hochschul­
semester dafür als Maß herangezogen werden. Die 
durchschnittlich studierten Fachsemester weichen 
dagegen auch in diesen Fächern nur unwesentlich 
von der mittleren Studiendauer aller Absolventen ab. 
Die vergleichsweise große Differenz zwischen der in 
Hochschul- und Fachsemestern ausgedrückten Stu­
dienzeit läßt den Schluß zu, daß in diesen Unterrrchts­
fächern irgendwann einmal ein Studiengangwechsel 
vollzogen wurde. 

Die 739 Studenten der Fachhochschulen schlossen 
das Studium nach 8,0 Hochschul- oder 7,0 Fachseme­
stern mit der Graduierung ab. Geringfügige Abwei­
chungen davon sind für die einzelnen Fachhochschulen 
festzustellen: 7,6 Hochschul- oder 6,8 Fachsemester 
in Flensburg, 7,8 Hochschul- oder 7,0 Fachsemester in 
Kiel und schließlich in Lübeck 8,4 Hochschul- oder 
6,8 Fachsemester. Nur an der privaten Fachhochschule 
in Wedel studterten die Absolventen deutlich länger. 
nämlich durchschnittlich 9,8 Hochschul- oder 9,0 Fach­
semester. 

Absolventen der Fachhochschulen 
mit bestandener Abschlußprüfung 

Fachhochschule 

Fachhochschule Rensburg 
Fachhochschule Kiel 
Fachhochschule Lübeck 
Fachhochschule Wedel 

Fachhochschulen Insgesamt 

Absol­
venten 

50 
428 
217 
44 

739 

Durchschnittliche 
Studiendauer 

in 

Hochschul- Fach-
semestern semestem 

7.6 6.8 
7,8 7,0 
8,4 6,8 
9.8 9,0 

8,0 7,0 

Die für den Fachhochschulbereich charakteristische 
Studiendauer wird in einigen Studiengängen über­
schritten. Den höchsten Zeitaufwand für ein erfolg­
reiches Studium verzeichneten mit durchschnittlich 
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11,8 Hochschul- oder 10,0 Fachsemestern d1e Stu­
denten im Fachbereich Gestaltung an der Fachhoch­
schule K1el Sehr lange Studienzeiten benot1gten wei­
terhin d1e Graduierten in dem Studienfach Physika· 
hsche Techmk ( 10,4 Hochschul-, 9,2 Fachsemester) 
m Wedel. w1e auch die Absolventen des Studienfaches 
Architektur (9,2 Hochschul-, 8,2 Fachsemester) an der 
Fachhochschule Kiel Oie Graduierung m den Studien· 
fachern Landwirtschaft (6,6 Hochschul- oder Fach­
semester). Betriebswirtschaft (7,0 Hochschul-. 6,6 
Fachsemester) und Sozialwesen (7,2 Hochschul-, 6,8 
Fachsemester) - alles Studiengange der Fachhoch­
schule K1el - erreichten die Studenten dagegen mit 
dem genngsten Zeitaufwand. Studiengange m1t extrem 
gennger Absolventenzahl blieben unberücksichtigt 

D1e Organisation e1nes Fachhochschulstudiums laßt 
e1genthch weltgehende Übereinstimmung der durch­
schnittfleh absolvierten Hochschul- und Fachsemester 
erwarten. Um so mehr uberrascht zunachst der 
relat1v große Unterschied ZWISchen den be1den Arten 
der Stud1endauer. der fur die Fachhochschule Lübeck 
mit 1,6 Semestern am größten, 1n Wedel und Rensburg 
mit 0.8 Semestern am niedrigsten war. D1e Differenz 
zw1schen Hochschul- und Fachsemesterangaben er-

klart sich u a durch die Mbghchkeit eines Zweit­
studiums, das e1ne GradUierung voraussetzt. So wird 
1n Lubeck die Zusatzausbildung fur den Studiengang 
Techmsches Gesundheitswesen angeboten, der 1n drei 
Semestern abgeschlossen werden kann. Das Angebot 
e1nes Zusatzstudiums besteht auch in Flensburg mit 
dem Studiengang Schiffsbetriebstechnik und in Kiel, 
wo ft.ir bereits Graduierte das Studium der Kerntechnik 
moglich ist. Definitionsgemäß werden d1e Semester 
zur ersten GradUierung be1 der Angabe der Hochschul­
semester für das Zweitstudium mitgezahlt, nicht aber 
bei den Fachsemestern. Der 1m Studienfach Gestal­
tung beobachtete Unterschied von ebenfalls 1,8 Se­
mestern laßt sich hmgegen mehr vom Aufbau und 
Abtauf eines Kunststudiums erklaren Der besonders 
tur Kunstler wohl notwend1ge Freiraum zum Stud1eren 
fuhrte ja auch bei den Absolventen der Musikhoch­
schule in Lubeck dazu, daß d1e Hochschulsemester 
im Ourchschmtt d1e Fachsemester um 3,4 Semester 
übersteigen. Schließlich smd es d1e Urlaubssemester, 
die in e1mgen Fällen für den NachweiS der Praktika 
nötig waren und zu dem größeren Abstand zwischen 
den be1den Semesterangaben fuhren 

Kari-Fnednch Wormeck 

Abiturienten, die nicht studieren wollen 

Der Anteil der Schüler, die studieren wollen, geht seit 
Jahren zurück. Zeigten 1972 noch 85 % der Studien­
berechtigten Interesse an einem Studium, so waren 
es 1979 nur noch 65% Das ergab die jahrliehe Befra­
gung der Schuler in Schlesw1g·Holstein, d1e die Schule 
mit der allgemeinen Hochschulreife (Abitur) oder der 
Fachhochschulreife verlassen wollen und schon em 
ViertelJahr vorher Gelegenheit erhalten, SICh zu ihren 
Stud1enwunschen zu außern. Rechtsgrundlage für die 
Erhebung Ist das Hochschulstatistikgesetz, das auch 
vorschreibt, d1e studienwilligen Schuler nach dem 
Berufsz1el zu befragen. Zur freiwilligen Beantwortung 
werden außerdem an die Schuler, die nicht stud1eren 
wollen, we1tere Fragen zu Ihren Berufsvorstellungen 
genchtet. wobei in diesem Beitrag nur die Antworten 
der Abitunenten berucksichtigt werden. Um die stati-

stische Aussagefähigkeit uber die Zukunftspläne dieser 
Gruppe zu sichern, sind die Ergebnisse der Jahre 
1977, 1978 und 1979 zusammengefaßt. Somit waren 
2 285 Schüler, die nach dem Erwerb der allgemeinen 
Hochschulreife kein Studium aufnehmen wollten, auf­
gefordert, auf die Zusatzbefragung zu antworten, und 
1 483 Schüler (65 %) taten es auch. Zu beachten 1st, 
daß d1e Angaben zu den Berufsvorstellungen Wünsche 
oder Absichten bezeichnen, über deren Realisierung 
hier mchts gesagt werden kann 

D1e Absicht, nicht zu studieren, stand für die auskunfts­
willigen Abiturienten nicht von vornheretn fest. Immer­
hin hatten von den knapp 1 500 Schülern rund 870 
(58 %) irgendwann einmal ernsthaft erwogen zu stu­
dieren. Als Studienwünsche hatten dabei Sprach-
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Berufswünsche der Abiturienten, die nicht studieren wollen, 1977, 1978 und 1979 

Berufsbereich 

Berufsabschnitt 

Pflanzenbauer, Tierzüchter, Fischereiberufe 
Fertigungsberufe 
Technische Berufe 

Dienstleistungsberufe 
davon 
Warenkaufleute 
Dienstleistungskaufleute 
Verkehrsberufe 

Organisations-, Verwaltungs-, Büroberufe 
Ordnungs-, Sicherheitsberufe 
Schriftwerkschaffende, Schriftwerkordnende sowie 

künstlerische Berufe 

Gesundheitsdienstberufe 
Sozial- und Erziehungsberufe 
allgemeine Dienstleistungsberufe 

Unbestimmt 

Insgesamt 

Wissenschaften, Wirtschaftswissenschaften, Medizin 
und Ingenieurwissenschaften im Vordergrund gestan­

den. Nachdem man den Studienwunsch aufgegeben 
hatte, verfestigten sich andere Berufspläne, so daß 
zum Zeitpunkt der Befragung nur 7 %der Abitunenten 
noch keine konkreten Berufsvorstellungen hatten. 

Die von den Abiturienten angegebenen Berufe wurden 
nach der "Klassifizierung der Berufe" des Statistischen 
Bundesamtes verschlüsselt und aggregiert, wobei hier 
nur die oberen Gliederungsebenen, Berufsbereich und 
Berufsabschnitt, dargestellt werden. So verfahren, 

zeigt sich, daß die meisten der Abiturienten, die ohne 
Studienabsicht sind, in Dienstleistungsberufe streben. 

Von den 1 483 Abiturienten hatten 1 237 (83 %) vor, 
einen Beruf des Dienstleistungsbereichs zu ergreifen. 
Vor allem die Organisations-, Verwaltungs- und Büro­
berufe, der Beruf des Dienstleistungskaufmanns (zum 

Beispiel Bankkaufmann) und die Gesundheitsdienst­
berufe sind beliebte Ausbildungsziele, die einem 
Studium vorgezogen werden. Damit haben sich die 
Ergebnisse der gleichen Untersuchung für die Jahre 
197 4, 1975 und 1976 bestätigt, als sogar 88 % der 

Abiturienten 

msgesamt männlich weib lich 

Anzahl % Anzahl % Anzahl % 

12 1 10 2 2 0 
85 6 43 8 42 4 
46 3 11 2 35 4 

237 83 399 76 838 88 

80 5 27 5 53 6 
308 21 100 19 208 22 

7 0 6 0 

347 23 110 21 237 25 
138 9 111 21 27 3 

49 3 16 3 33 3 

212 14 5 1 207 22 
50 3 18 3 32 3 
46 3 6 40 4 

103 7 63 12 40 4 

483 100 526 100 957 100 

Schüler einen Dienstleistungsberuf anstrebten 1 • Ledig­

lich in der Reihenfolge dieser drei bevorzugten Berufs­
abschnitte zeigen sich Verschiebungen. Die Beliebtheit 
der Organisations-, Verwaltungs- und Büroberufe ist 
zurückgegangen. Vor drei Jahren hatte knapp jeder 

dritte studienunwillige Abiturient (32 %) vor, einen 
solchen Beruf zu ergreifen, jetzt beläuft sich dieser 

Anteil auf 23 %. Etwas rückläufig ist auch das Interesse 
an einem Gesundheitsdienstberuf. Beabsichtigten im 
Zeitraum 1974/1976 17 % der knapp 1 400 Schüler 
später einmal Dienst an Kranken zu üben, so waren 
es im darauffolgenden Beobachtungszeitraum 14 %. 
Dagegen stieg der Anteil der Abiturienten, die Dienst­
leistungskaufmann werden wollten, und zwar um 
neun Prozentpunkte auf 21 Ofo. 

Zurückgegangen ist auch der Wunsch, einen Ordnungs­
oder Sicherheitsberuf zu erlernen, den vorher 12 %, 
jetzt aber nur noch 9 % der am Studium uninteressier-

1) Statistische Monatshefte Schleswtg-Hols!etn, 28. Jahrgang, 
Heft 10. Oktober 1976 
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ten Schüler anstrebten. Einschließlich dieses Berufes 
sehen damit zwe1 Dnttel (68 %) der auskunftswilligen 
Abitunenten in einem dieser vier Berufsabschmtte 
eine Zukunftsperspektive Die Konzentration der Nach­
frage auf die genannten Berufe hat allerdings gegen­
über der ersten Untersuchungsperiode abgenommen, 
für die ein vergleichbarer Anteil von 73 % festgestellt 
worden war. Der Wunsch nach Tätigkeiten in einem 
der anderen Berufsbereiche bleibt weiterhin gering, 
auch wenn die Quote der hierfür Interessierten auf 
1 0% um zwei Punkte gestiegen ist 

Die Differenzierung der Berufswünsche nach dem 
Geschlecht zeigt. daß die Dienstleistungsberufe stär­
ker noch von weiblichen (88 %) als von mannliehen 
Abitunenten (76 %) angestrebt werden. Der Wunsch, 
spater in Organisations-, Verwaltungs- und Büroberufen 
oder als Dienstleistungskaufmann zu arbeiten, ist bei 
belden Geschlechtern dominant, wobei die Anteile 
der Interessenten an diesen Berufsabschnitten bei den 
Schülennnen m1t Werten von 25 0/o und 22 % höher 
liegen als bei den mannliehen Schülern (21 % und 

19 %). Das für die Gesamtheit der Schüler Gesagte 
bestätigt sich auch hier: Gegenüber der Vorperiode 
waren bei beiden Geschlechtern die Verwaltungs- und 
Organisationsberufe nicht mehr so beliebt. dagegen 
stieg die Einschätzung der Dienstleistungskaufleute. 

Neben diesen für junge Männer und Frauen gleicher­
maßen attraktiven Berufszielen, gibt es andere, die 
entweder von Frauen oder von Männern bevorzugt 
werden Typisch dafur sind die Gesundheitsdienst­
berufe, denen sich 22 % der weiblichen Abiturienten 
zuwenden wollten, während das nur 1 % der männ­
lichen Kollegen vorhatten . Umgekehrt sind es vor allem 
Manner, die - berufsmäßig - fur Ordnung und 
Sicherheit sorgen möchten. 21 °/o der rund 530 männ­
lichen Abiturienten wünschten sich eine Tätigkelt in 
Ordnungs- und Sicherheitsberufen, die mit einem 
Anteilswert von 3 °to be1 den fast 960 Frauen am Ende 
der Wunschliste standen. Vielleicht entscheiden sich 
sogar noch mehr Männer für die Laufbahn eines Polizei­
beamten oder Soldaten, denn immerhin waren s1ch 
zum Zeltpunkt der Befragung noch 12 % von ihnen 
1m unklaren über ihren beruflichen Werdegang. Anders 
d1e Frauen, von denen nur 4 o/o über ihre Berufsausbil­
dung zweifelten. 

Kann der Anteil der Unentschlossenen durch eine 
höhere Transparenz des Arbeitsmarktes abgebaut 
werden? Den jungen Menschen stehen eine Reihe von 
Informationsquellen zu den Ausbildungsmöglichkeiten 
zur Verfügung, die auch genutzt werden. Von den 
1 500 Schülern, die nach dem Abitur nicht studieren 

wollten, gaben 78 % an, sich vorher eingehend infor­
miert zu haben. Jeder Abitunent konnte bis zu drei 
Informationsquellen nennen. Aufklärung über die 
Ausbildungsmöglichkeiten versprechen sich die Inter­
essierten vor allem durch Broschüren und durch die 
Berufsberatung Daneben wird auch das persönliche 
Gespräch als Entscheidungshilfe gerne herangezogen, 
und zwar vorrangig mit Ausbildern und solchen, die in 
dem angestrebten Beruf ausgebildet s1nd. Die Eitern 
und Lehrer werden dagegen nach den vorliegenden 
Ergebnissen nur selten zu Rate gezogen. 

Welche Gründe sind für die Berufsentscheidung haupt­
sächlich maßgebend? Fur die Beantwortung dieser 
Frage wurden den Schülern neun mögliche Motive 
vorgegeben, von denen sie auch mehrere ankreuzen 
durften, so daß schließlich gut 3 900 Antworten vor­
lagen Die persönliche Neigung und das Interesse am 
Beruf. zwei subjektiv geprägte Gründe, wurden in 
über der Hälfte der Fälle (51 %) als Motiv für den Aus­
bildungswunsch genannt Andere begründeten ihre 
Entscheidung mit der Qualität der Ausbildung oder 
der Chance, schnell Geld zu verdienen; 22 Ofo der Ant­
worten bezogen sich auf diese beiden Grunde. Ent­
scheidungshilfen, die aus der Hochschulsituation abge­
leitet werden können. wie zum Belspiel die Praxisferne 
eines Studiums oder der Numerus clausus, spielten 
eine unbedeutende Rolle Nur in 9 % der vorliegenden 
Fälle wurden diese zwei Gründe angeführt. Praktisch 
ohne Einfluß auf die Berufswahl sind die Vorstellungen 
der Eltern. Die Anteile der einzelnen Motive sind übri­
gens unabhängig von der Geschlechterzugehörigkeit 

Nach den vorliegenden Ergebnissen soll der Beruf 
vorrangig der persönlichen Neigung und den Interessen 
entsprechen, doch spielen für die Berufswahl selbst­
verständlich auch die Verdienstvorstellungen eine 
wesentliche Rolle. Daher wurden die Schüler aufgefor­
dert. sich über ihre Einkommenserwartungen zu äußern. 
Auf die Frage, mit welchem monatlichen Brutto-Ein­
kommen sie unmittelbar nach dem Ausbildungsab­
schluß rechnen, antworteten etwa 950 (64 o/o) der 
1 500 Schüler. Von den Auskunftswilligen glaubten 
71 %. zuerst einmal bis zu 1 600 DM im Monat zu ver­
dienen. Mit einem Bruttoverdienst zwischen 1 600 und 
1 800 DM rechneten 9 o/o der auskunftsbereiten Abitu­
rienten und 20 % von Ihnen hofften schon zu Anfang 
ihrer Berufsausübung auf einen Verd1enst von 1 800 DM 
oder mehr. Bei der gleichen Befragung vor drei Jahren 
erwarteten nur 9% der Schüler ein Monatseinkommen 
von mindestens 1 800 DM. 

Über 1hre Vorstellung vom Verdienst nach fünfjähriger 
Berufstätigkeit gaben 81 0 Abiturienten Auskunft, was 
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emer Antwortquote von 55 % entspricht. Mit zuneh­
menden Berufserfahrungen werden auch deutlich stei­
gende Einkommen erwartet. Jeder dritte Auskunfts· 
willige (34 %) meinte, funf Jahre nach Ausbildungs· 
schluß 2 500 DM oder mehr verdienen zu können. 
Gegenüber der ersten Untersuchung ist dieser Ante1l 
damit um 13 Prozentpunkte gestiegen Ein Brutto· 
Einkommen zwischen 1 800 DM und 2 500 DM erwar­
teten 42 % der Schuler und nur jeder Vierte gab sich 
mit 1 800 DM oder weniger zufrieden. Offensichtlich 

haben sich auch bei den studienunwilligen Abiturienten 
die Verdienstvorstellungen der allgemeinen Einkom­
menserwartung angepaßt. Bei der Interpretation der 
Zahlen über die Verdienstvorstellungen muß beachtet 
werden, daß d1e Ergebnisse von drei Schuljahren 
zusammengefaßt wurden und damit der Einfluß der 
jährlichen Einkommensentwicklung nicht berücksich­
tigt werden konnte. 

Kari·Fnednch Wormeck 

Erläuterungen 

D•e Quelle Ist nur be• Zahlen vermerkt, d•e n.cht aus dem Stat•stlschen Landesamt stammen 

Der Ausdruck .Kreise• steht veremfachend fur .Kreise und kre•sfrele Stadte• 

D•flerenzen zWISchen Gesamtzahl und Summe der Tedzahlen entstehen durch 
unabhangige Rundung allen Rechnungen liegen d•e ungerundeten Zahlen zugrunde 

Be1 GroBenklassen bedeutet zum Be1sp•e1.1 - 5": . 1 biS unter s• 
Zahlen ln ( ) haben e•ngeschränkte Aussagefah1gkCII 

p - vorläufige, r - bencht1gte, s - geschatzte Zahl, D - Durchschnitt 

Zeichen anstelle von Zahlen 1n Tabellen bedeuten 

0 wen•ger als d1e Hallte von 1 1n der letzten besetzten Stelle, JedOch mehr als nu:hts 
n.chts vorhanden 
Zahlenwert unbekannt oder geheimzuhalten 
Zahlenwert n1cht sicher genug 

x - Tabellenfach gesperrt, weil Aussage mcht sinnvoll 
Angabe fallt spater an 
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Alter und BerufswUnsche der Abiturienten 

Bestandene I Alter der Abiturienten in Jahren BerufswUnsche der.Ab1turienten außerdem 
bestandene 

Geschlecht Reife- Hoch- sonstige Reife-
Jahr (Schulart) prUfungen 21 und schul- Berufe- Berufe prUfungen 

(ohne1 17 18 19 20 mehr studium soldat und un-
.&xt!~~en1 ) Externe ) 2) baat1111111t 

Provinz Schleawig-Holatein, Gebiet 1876 bis 1920 

1878 miU\nl1ch 90 2 19 15 28 26 85 1 4 -
1879 männlich 101 1 19 29 26 26 92 2 7 -
1910/11 männlich }15 18 77 102 69 ~9 26} 16 }6 14 
1911/12 männlich :>67 22 9} 104 96 52 285 17 65 21 
1912/1} :nll.nnUch ~02 20 117 129 89 47 294 18 90 20 

Provinz Sch1esw1g-Holate1n, Gebiet 1920 bia 19}6 

1926 Schulen fUr dle 
385(7)a I mltnnl. Jugend }8 152 128 46 21 28} 1} 89 18 

Schulen fUr die 
wei bl. Jugend 52 . - 14 25 11 2 }9 1} 1 

1932 mllnnlich 64) 89 192 17} 122 67 )42 }01 b 
weiblich 279 20 81 120 40 18 111} 1}6c 

Land Schlesw1g-Holatein, Gebiet seit 1. 4. 19)7 

Goburtst""'vonv 

- 194f 1943 1942 1941 
1940 ...I 

f'n:il>or 

196y> miU\nllch I 616 - 249 7)6 Ii!} 163 55 I 262 102 252 2 
(März) "'eibllch 986 - 202 555 178 411 7 762 224 1 

- 1946 1945 194f 1943 
1942 ...I 
~Nt. 

1965}) männlich 1 1121 - 127 491 515 225 6) 1 16o 106 155 -
(März) weiblich 7118 - 102 )64 217 50 15 645 10} -

' einechl. Freie Waldorfschule, Minderheitsschule und Abendgymnasien, ohne Wirtschaftsoberschulen 
1~ NichtschUler der Anstalt, an der die PrUfung abgelegt wurde 2) 1963/65 einschl. Pädagogische Hochachulan 

a Zahl in Klammern: darunter weibliche Abiturienten b) darunter 0 Beruf noch unbestimmt": 62 
c darunter "Beruf noch unbestimmt": 42 
QUELLEN: 1932: Reiehsmmlsteroum des lnnem unter Mitwirt.ung der Unterrochtaverwohvngen, Jahrbuch für dos hill>ere Schul .. esen, 1. Jg. 1931/32 (Leopzlg 1933) 

Höhere Schulen nach dem Schultyp 
Beachte die unterschiedliche Zählmethode vor dem 1. Weltkrieg (nach S ·hultypen) und den Ubrigen Abachn1tten (nach Anstalten) 

SchUl er SchUl er 
Schultyp Schulen (ohne Vorschulen) an Vor-

Stand (an schulen 
gemeinsamer Unterbau an Doppelanstalten Schulen) 1na- Mädchen ins-

gesamt gesamt 

Provinz Schlesw1g-Holatein, Gebiet 1876 bis 1920 
Sommer- Gyamaa1um 12 2 2}0 - 586 
Semester dar. in gPrneinsamen Klassen mit SchUlern einer Realschule I. Ordnung ~ ~~ 174 - 89 

1871 einer h~heren BUrgerschule })6 - 2118 

Realschule I. Ordnung (mit Latein). verbunden mit Gymnasium 2 2)5 - -
Realschule II. Ordnung (ohne Latein) ) 920 - 425 
H~here BUrgerschule (ohne Latein) 9 628 - 97 

Sommer- Gymnasium (9klass1g ohne Vorschule, VI bis OI) 12 2 }47 - 412 
Semester dar. in gemeinsamen Klassen mit SchUlern eines Real- oder 

1891 Realprogymnasiums (Vl bis IV) ( 5) 562 - 2~ Progymnasium (7klassig, Vl bis OII) 1 97 -
dar. 1n gemeinsamen Klassen mit SchUlern eines Real- oder 

Realprogymnasiums (VI bis IV) ( 1) 69 - 45 
Realgymnasium (6 Klassen, UIII bis OI ), verbunden mlt Gymnasium J 229 - -
Realpro~mnas1um (7klasaig, VI bis Oll) 10 6o9 - 101 
Oberraa schule (9klassig, VI bis OI) 1 428 - 167 
Realschule (6klassig, VI bis I) 2 628 - )15 

Sommer- Gymnasium (9klass1g, VI bis OI) I) 2896 - 665 
Semoster dar. in gemeinsamen Klassen mit SchUlern eines Real- oder 

1903 Realprogymnasiu~s (VI bts IV) ( )) 458 - -
Realgymnasium f6 Klassen, UIII bis OI) 4 459 - -
Realgymnasium 2 Klassen, UIII bis OIII), verbunden mit Gymnasium 1 )1 - -
Oberrealschule (9klass1g, VI bis OI) 2 1 061 - 246 
Realschule (6klassig, VI bis I) 12 2 707 - 955 

1. 12. 1912 Knabenschulen 
Oymnastum (9klassig, VI bis OI) I} 2 888 - 8}7 

dar. in gemeinsamen Klassen mit SchUlern eines Real- oder 
Realprogymnasiums (VI bis IV) ( }) 470 - -

Realgymnasium (9klasaig, VI bis OI) 7 1 D9 - 622 
dar. ln gemeinsamen Klassen mit SchUlern einer Oberreal- oder 

Realschule (\~ bis IV) ( )) 621 - -
Realprogymnasium (J Klassen, UIII bis UII), verbunden mlt RealSchule 1 )4 - -
Oberrealschule (9klassig, VI bis OI) 8 > 507 - 928 
Realschule (6klass1g, VI bis I) 11 1 8)9 - }16 

dar. in gemeinsamen Klassen mit SchUlern eines Realprogymnasiums 
(VI bla IV) ( 1) 187 - -

Mäd~l!ensch!.!le!J 

Lyzeum 1) 4 499• 4 )70• 
verbunden mit Wissenschaftlichen Portbildungsklassen (Oberlyzeum) ~ ~~ ';I )27 -

Fonse'IU"9~•'• s,.,,. 
Frauenschulen }II -

•) elnschl. an Vorschulen 
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Höhere Schulen nach dem Schultyp 

Schultyp 
Anstalt 

verbundene Anstalt 
gemeinsamer Unterbau an Doppelanstalten 

Provinz Schlesw1g-Ho1Ste1n (Gebht 1920 bis 1936) am 25. 11. 1926 

Knabenschulen 

Gymnasium 
Hauptanstalt Gymnasium (9klassig, VI bis OI) 

darunter gemeinsamer Unterbau mit SchUlern 
~ines Realgymnastums (VI bls IV) 
einer Oberrealschule (V! bis IV) 

verbunden mit Realgymnasium (6 Klassen, UIII bis OI) 
Oberrealschule (6 Klassen, UIII bis OI) 
Orundständi6e Deutsche Oberschule (5 Klassen, 
Realschule (6 Klassen, VI bis UII) 

Reformrealgymnasium - Latein ab UII 

VI bis OIII) 

Hauptanstalt Reformrealgymnasium (9klassig, VI bis OI) 
darunter gemeinsamer Unterbau mit SchUlern einer Realschule (VI bis OIII) 

verbunden mit Realschule (1 Klasse, UII) 
Reformrealgymnasium - Latein ab UIII 

Hauptanstalt Reformrealgymnasium (9klassig, VI bis OI) 
darunter gemeinsamer Unterbau mit SchUlern einer Realschule (VI bis IV) 

verbunden mlt Grundständi6e Deutsche Oberschule (1 Klasse, VI) 
Realschule l) Klassen, UIII bis UII) 

Oberrealschule 
Rauptanstalt Oberrealschule (9klassig, VI bis OI) 

darunter gemeinsamer Unterbau mit SchUlern 
eines Reformrealgymnasiums {Latein ab UII) } 
einer Grundständigen Deutschen Oberschule ~IK~t:s~~II 
einer Landwirtschartsschule 

verbunden mit Reformrealgymnasium (Latein ab UII) (' Klas~en, UII bis UI) 
Grundständige Deutsche Oberschule (2 Klassen, UII und OII) 
~andwirtschaftsschule (3 Klassen, UIII bis UII) 

Deutsche Oberschule tn Aufbauform und Aufbauklassen 
Hauptanstalt Deutsche Oberschule in Aufbauform (5klassig, UIII bis UI) 
verbunden mit Realschule (5 Klassen, VI bis OIII) 

Realschule 
Hauptanstalt Realschule (6klass1g, VI bis UII) 

darunter gemeinsamer Unterbau mit SchUlern 
eines Reformrealprogymnasiums (5 Klassen, VI bis OIII) 

verbunden mit Reformrealprogymnastum (Latein ab UII) (l Klasse, UII) 
Sonstige Vorbereitungsanstalten (private Schule, 8klassig, VI bis UI) 

Mädchenschulen 

Lyzeum und Oberlyzeum neue Form 
Hauptanstalt Lyzeum und Oberlyzeum neue Form (9klass1g, VI bis OI) 

darunter gemeinsamer Unterbau mit SchUlerinnen 
einer Frauenschule (6 Klassen, VI bis UII) 
und realgymnasialen Studienanstalt und Oberlyzeum der Oberreal­
scllulrichtung (} Klassen, VI bis IV) 

verbunden mit Frauenschule nach Plan A 
Oberlyzeum der Oberrealschulriebtung (3 Klassen, Oll bis OI) 
Realgymnasiale Studienanstalt (5 Klassen, UIII bis UI) 

Grundständige Deutsche Oberschule (in der Entwicklung) 
Hauptanstalt Grundständige Deutsche Oberschule (9klassig, VI bis OI) 

darunter gemeinsamer Unterbau mit SchUlerinnen einer Frauenschule oder eines Lyzeums 
(6 Klassen VI bis UII) 

verbunden mit Frauenschule nach Plan A 
Lyzeum neue Form (2 Klassen, UIII, UII, darunter 1 Klasse UII im Abbau) 

Land Schleswig-Holstein {Gebiet seit 1. 4. 1937) am 2. S. 1964 

Öffentliches Gymnasium (9klass1g, VI bis OI), darunter 2 lm Aufbau 
davon gemeinsamer Unterbau der Vollanstalten (4 Klassen, VI bis UIII) 

altsprachlicher Zweig (5 Klassen, OIII bis OI) 
neusprachlicher Zweig (5 Klassen, OIII bis OI) 
matbematisch-naturwissenschaftlloher Zweig (5 Klassen, OIII bis OI) 
soz1alkundl1ch-naturw1ssenschaftl1cher Zweig (3 Klassen, OII bis OI) 
Selekta (nach Mittelsahulabscbluß; 1964 im Aufbau: } Klassen, 

UII bis UI; OI fehlt noch) 
Ländliche Oberschule (nacb M1ttelschulabschluß;4 Klassen, UII bis OI) 

Öffentliches Abendgymnasium (1964: ) Klassen UII, Oll, OI; UI nicht besetzt) 
Private höhere Schule (9klassig, VI bis OI, darunter 1 Schule 6klassig, VI bis UII) 
Private Freie Waldorfschule - Schulzweig Oberschule (9klass1g, VI bis OI) 
Privates dKnisches Gymnasium (9klassig, VI bis OI) 
Private Internatsschule - Schulzweig hHhere Schule (9klassig, VI bis OI) 

a) außerdem ) Realgymnas1al-Knabenklassen (VI bis IV) mit 57 Knaben 
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Schulen 
(an 

Schulen) 

12 

f i~ 

~ i~ 
4 

( 2) 
( l) 

3 

( 2) 

~ ~~ 
7 

fn 
( 

f n 
4 

( 1) 
4 

( 1) 
( 1) 

1 

13 

( 2) 

( 1) 

~ n 
1 

61 

~~:~ 
( 3) 

~ ~~ 
1 

} 

1 

1 

1 

l 

} 

ScbUler 

ins- I Mildeben 
gesamt 

4 190 
2 76o 

628 

540 
175 
119 
596 

1 468 
1 421 

702 
47 

1 551 
1 }47 

398 
31 

17} 
3 894 

' 661 

1 }71 

124 
41 
68 

6}2 
470 
162 
672 
665 

129 
7 

99 

5 4}28 

5 182 

721 

XJ} 
46 
79 

125 
)60 

268 

258 
28 
64 

}2 617 
17 749 

84o 
7 878 
5 8811 

59 

34 
17} 
170 
4o} 
266 
20} 

32 

5 
5 

151 
69 

17 

157 
157 

15 
15 

12 

11 

173 
95 
78 

118 

113 

6o 
5 

24 

432 
182 

721 

}0} 

46 
B 

125 
}49 
257 

28 
64 

1} 670 
7 772 

161 
q 329 
1 258 

59 

17 
711 
42 
46 

121 
97 

7 



Inhalt der bisher erschienenen Hefte 

des laufenden Jahrgangs 

Heft/Se1te 

Gesundheitswesen 
Verweildauer 1m Krankenhaus 

Bildung und Kultur 
Pressestatistik . . . 
Schuler und Studenten 1964 und 1978 . . 
Studenten 1979 . 

Ktrchliche Verhältnisse 
Nordelbische Kirche . 

Wahlen 
Landtagswahl 1979 

Te1l 1: Landes- und WahlkreisergebniSSe 
Tetl 2 Ragtonale Ergebnisse . . .. ... 

Land- und Forstwirtschaft. Fischerei 
Bodennutzung 1n den Naturräumen . 
Getreideertrage m den Naturrauman 
Sorten bei Wmterwe1zen 

Produzierendes Gewerbe 
Bauhauptgewerbe 
Auftragsemgange . 

Bautätigkeit und Wohnungswesen 
Bautallgkeltstatlsllk . . . . . . . . . . 

Handel und Gastgewerbe 
E1gennutzung von Fenenunterkunften 

Verkehr 
Guterverkehr See 

Öffentliche Finanzen 
Fmanzplanung . . ... . ..• 
Emkommensteuer 1974 . . ... . • 

Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen 
Bruttomlandsprodukt . 
Bruttomlandsprodukt 1978 

Verschiedenes 
Schleswig-Holstetn 1m Jahre 1978 

Tell1. . • . • . . . ..... . . . 
Te1l 2 . . . . . 

Moderne Erhebungstechnik . . . . . • . . . 

8/ 166 

2/46 
5/116 
6/143 

1/15 

6/126 
7/146 

2/26 
2/35 

7/160 

1/11 
6/137 

2/38 

5/106 

1/3 

2/41 
7/151 

2/18 
5/111 

3/50 
4/78 

7/162 



STATISTISCHE MONATSHEFTE SCHLESWIG-HOLSTEIN 
31. Jahr gang lieft 9 September 1979 

Schleswig- Holstein 1m Zahlenspiegel 
Monats- und Vic:rtciJahrcszahlen 

----------------------------------- ----.---------------r------------------
1978 1978 1979 

Bevölkerung und Erwerbstätigkeit 

•sevOiketUilJl arn Monalsende I 000 

Nalurhcne Bev61kerungsbe,..egung 
•Ehcschllcßuug n I) Au zahl 

Jl! I 000 Etnw. und I Jahr 

brndgcboreno2) Anzoll 
Je 1 000 Elnw. und I Jahr 

•(, storbene31 (ohne Totgeborene) Anzahl 
J" 1 000 Elnw. und I Jahr 

darunter Im raten l..cb•nsjahr Anzahl 
JC 1 000 Lcbendg~boN:ne 

OberschuB der G<tborl!nen (+) oder Ciestorbt:nen -) Anzahl -
• je 1 000 Ein" und I Jahr -

l'landerunaen 
ber dHt Lond sgren c Zugt'zo ene 

Über die Landes rrenze Fortgezogene 
Anzahl 
Anzahl 

Monats­
durchacluutt 

2 586 

I 193 

s.s 1 
1 9~7 

9,0 

2 589 
12,0 

26 
13,5 

&42 -
s.o -

6 303 
6 2811 

2 589 

I 048 
4,9 

1 932 
9,0 

2 605 
12,1 

28 
14,7 

673 -
3,1 -

6 161 
5 136 

2 589 

1 481 
6 ,7 

2 127 
9,7 

2 732 
12,4 

32 
15, 0 

605 -
2,8 -

5 930 
4 715 

,I um 

2 589 

I 304 
6,1 

I 981 8,3 
2 f>OI 

11,8 
34 

17,2 

520 -
2,4 

5 973 
4 855 

Juli 

2 591 

I 323 
6,0 

I 990 
9,0 

2 596 
11,8 

22 
11,1 

606 
2,8 

7 339 
5 314 

April 

6 022 
4 597 

~Iai 

5 748 
4 265 

Wnnderungag "inn (+) oder -urlu&1 (- \ 
lnnerhnlb des La.ndea Umgezo~ene 4) 

Anzohl 
Anzahl 

+ I 0141+ 
0 943 

I 015 + 1 215 + 1 118 + 2 025 • 1 425 + 1 483 
0 720 8 758 8 531 9 724 9 291 9 160 

Wnndcrungstlllle Anzahl 
Je 1 000 F.mw. und I Jahr 

21 53ft 
146 

21 007 19 403 19 359 22 377 19 910 19 173 
142 128 131 146 137 

Arbeltsloae 
daninter •:-.tllnner 

Kurzarbc• er 
darunter 1\tlnner 

01 ene Stellen 

Landwirtschaft 
Vlehbesland 

Ru eh • nachUe lieh Kllber) 
darun er lllchkOh 

ohne Ammen- und MctteritOhe) 

OSchwc ne 
daninter •Z.chta ucn 

darunter ~rllchtlg 

Schlachtungen von Inlandtieren 
Rind r (ohne Klllbcr) 
Killbel 

eh weine 
d n~nt<r lla ssclllochtungen 

•schlachlmcngen 11 aus gewerblichen Schlachtungen 
(ohne GefiOg I) 

darun•cr ORmder (ohne KAlber) 
KAlber 

eh• eine 

Durchsch011thches Schlachtge'l!ttht 1111 
Rinder (ohne Klllbcr) 
KAlber 
Schweine 

Geflu2e1 61 Emgelcgle Dn1te er 

<.enagelfie!sch 71 

•MIIcherzeuauna 

filr Legcl!ennenkllk<'n 
für MasthUhnerkQken 

darunter nn Molkereien und HAndler geliefert 
Milchleistung je Kuh und Tag 

1 000 
1 000 

1 000 
I 000 

1 000 

I 000 

I OUO 

1 000 
1 000 ! 
I 000 I 

1 ooo St. 
I 000 St. 
I 000 51 
1 000 St. 

kg 
kg 
kg 

I 000 
I 000 

I 000 kg 

1 000 I ,. 
kg 

47 
23 

3,1 
2,3 

9,3 

1 565 

515
8 

I 796~ 
194:1 
130

8 

38 
I 

23Gb 
5 

29,2 

10. 1 I 
0,1 

18,9 

l74 
97 
82 

215 
1 070 

887 

195 
95 

12,5 

44 
21 

2,1 
2,0 

D,8 

I 685
8 

518° 

I 8568 

205
8 

136
8 

31,3 
10,9 
0,1 

20,2 

284 
100 
82 

149 
I 101 

897 

202 
9G 

12,8 

89 
19 

3,2 
2,4 

ll.l 

34 
1 ' 

256 
3 

30, 6 
9, 4 
0,1 

21 ,0 

277 
100 
83 

217 
I 262 

833 

257 
98 

16,1 

•) D ese Positionen werc!cn von allen Stallstischen LandesAmtern Im 'Zahlenspteget' veröffentlicht 

35 
16 

1.9 
1,3 

11,3 

I G32 

492 

28.6 I 
7,9, 
0, 1 

20,6 

280 
96 
81 

92 
I 112 

895 

230 
98 

14,9 

38 
17 

1,1 
0 .7 

9,9 

34 
I 

257 
3 

30,7 
9,6 
0,1 

20,8 

2831 
97 

82 I 

1431 
I 168 

877 

2os I 
97 

12,8 I 

1) nach dem Erelgniaort 2) nach der \\ob.ngememde der Mutter 

39 
18 

2,4 
1,9 

14,6 

1 960 
210 
136 

36 
I 

252 
4 

29,9 
9,9 
0,1 

19,8 

279 
103 
80 

216 
I 286 

917 

245 
97 

15,8 

3) na h der \\ohn ernelnde des Verstorbenen 4) ohne 111nerhalb d~r Gemeinde Umgezogene 

381 14 

1,3 
0,7 

15,4 

4~ 

I 
260 

3 

32,5 
11,8 

0,1 
20,S 

277 
101 
80 

16S 
1 292 
I 060 

248 
98 

15,5 

Juni 

80 
13 

0,4 
0,1 

15,5 

I 618 

493 

31 
1 

2-17 
2 

28,4 
8,8 
0,1 

19,4 

284 
94 
79 

135 
1 001 

863 

230 
98 

14,8 

Juli 

33 
14 

0,2 
0 ,1 

13,7 

35 
1 

252 
2 

29,8 
9,9 
0,1 

10,8 

285 
100 

79 

76 
1 174 
1 143 

206 
98 

12,9 

5) tlnschlltßUch chlachtfette, Jedoch ohne Innerelen 6) in Betrieben mit einem Fassungs' crmllgen von I 000 und m~hr Eiern 
7) nua Schlachtungr~ ln1Andlschen GerlOgeis 1n Schlochtefficn m>t clnt'r Schlachtkapaz!tllt vc.n 2 000 und mehr Tieren Im Monat 
a) J)(,zembcr b) W1nterhnlbjahr 1977/78 • 7 c) Winterhalbjahr 1 78 79 • 7 



Noch: Monats- und Vierteljahreszahlen 

1977 1978 1978 1979 

Monats-
Mai Jum I Juli April Mal 

durchschnitt 
Juni 

Verarbeitendes Gt;werbe, Handwerk 

Verarbeitendes Gewerbe11 

*Beschäftigte (einschließlich Ultiger Inhaber) 1 000 181 179 178 178 178 179 179 179 

d~J-unter *Arbeiter und gewerbHeb Aus7ublldlmd"' 1 000 129 127 126 128 l2G 126 127 127 

*Geleistet<• ArbeltorsLUnden 1 000 !!I 573 18 979 19 003 19 452 18 246 18 613 19 318 18 977 
*Löhne (brutto) Mlll, 01\1 257,2 266,5 264,7 2'11,5 266,5 200,3 2'18,0 282,9 
*Gehilltl't' (brutto) ~1lll. DM J.12, 6 152, 7 148,8 157,4 151,0 152,1 158,6 170,0 

Auftragseingang ausgewählter \'l.lrtschaftszwc1ge Mill. DM (I 135) l 087 1 049 I 039 1 183 1 281 1 251 
ohne Schiffbau Mlll. DM 998 956 1 025 916 1 066 1 213 I 220 

4'Umsatz (ohne lfn•satzsteuer) Mill. DM 2 150 2 195 2 203 2 529 2 306 2 302' 2 469 2511 
darurtter OAuslandsumsatz l\bll. DM 410 363 387 393 477 363 339 385 

Koh.le,·erllrouch 1 000 t SK.E9) 19 15 14 14 10 19 18 19 

CiasvcrbrnuL"h 1 O) Mill. 3 27,0 28,9 35,4 29,8 29,7 35,8 34,7 32,0 1113 
OStadt- und Koko:re•gas Mill. m 4,0 2,4 2,0 2,0 1,8 2,8 2,7 1,6 

•r:rd- und P.rllulgas ~fill. ofl 23,1 26,6 33, 4 27,9 27,9 33,0 32,1 30,4 

ll<•tzölverbrauch 1 000 t 82 84 73 H 76 105 109 96 

'01eJchl~s lle•~öl 1 000 t I~ 19 17 15 15 20 17 15 

*schweres ll~tzlll 1 000 t ti3 64 57 58 61 84 92 81 

•Stromverbrauch M.W. kWh 186 200 193 198 198 213 219 218 

>l<Su·omcr~cur,un~ (lndustnclle E!generzcugung) Mill. kWh 35 34 29 30 32 30 29 Jl 

*lud<'>< d•••· lmlustt·Jcllen Nettoproduktion I (landcsspczJIJSdH' 1ndtze" werden bis auf Weiteres 
nicht m<"hr b~<rechnet) 

Handwerk tMt~a!\10111 111 

Heschä!Ugte (eJnschl.ießlich tlillger Inhaber) 
(F.nc.le des VIerteljahres) 30. 9. 1970 ~I 00 !15,0 98,0 96,3 . I . .. 

${ msntz (elllschlleßllch ~lehrwertsteuer) VJ. -D 197011100 169,6 169,0 I 160,9 ... 

Öffentliche Energieversorgung 

St•·omt'rl\eus:ung (b•·utto) !'11111. kWh 946 879 I 069 848 618 720 674 506 

Strornvt~rbrauch I 

(eln6d>llt!ß!ich VcrluYif!, ohne Pumpetromverbrau~h) Mill. kWh 690 742 669 639 645 761 711 624 

Gaserz<>ugun.: {brullo)
10

) !'.llll, m3 4 ~ 3 2 2 5 3 2 

I 
Bauwirtschaft und Wohnungswesen I 

Bauhauptgewerbe ld1t t<aotonosso ob M•rz 1919 SJad .. rhuhaJ 

55 3331 

I 
*lleschtl.ftigte (elllschl..ieillich tätJger Inhaber) Anzahl 52 790 54 970 55 650 55 659 55 759 56 211 55 986 

•Gelellllete Arbeitsstunden l 000 6 523 6 478 7 539 8 026 6 888 7 099 7 995 7 781 

darunter filr 
•Wohnungsbauten I 000 2 9U9 2 996 3 366 3 693 3 023 3 386 3 757 3 541 

*gewerbliche und i.ndustrtelle Bauten I 000 1 063 1 007 1 285 1 220 I 088 1 109 l 353 1 260 

*\'erkehra- und öffemlJche Bauten I 000 2 190 2 189 2 552 2 834 2 458 2 325 2 574 2 639 

*Löhne (brutto) Mlll. DM 93,2 100,0 117,8 123,~ 107, 6 113.& 136,1 129,0 

*Gehlllter (brutto) Mill. DM 14,0 15,4 14,4 16,0 15,7 15,2 15,9 10,8 

*Baugewerblicher UmSAtz (ohne Mehrwertsteuer) Mlll. DM 333,3 2ij9, 3 229.9 306,9 290,9 205,4 286,7 617,5 

") D1ese Positionen werden von al..lt!n StaUstischen L.undeslmtern 1m "ZnhlenspJegel" veröffentlicht 

8) lndustr~e- und Handwerksbetriebe JXUt im al1gemeinlln 20 und mehr B~schtl.ftigten. Zur Methode 8iehe Stabstischen Bericht EI 

(ab Januar 197 9) 
9) Eine t Steinkohle-Einheit (SKE) a 1 t Steinkohle oder

3
-brlketts .9 1,03 t Steinkohlenkoks !!: 1,46 l Braunkohlenbriketts!!: 3,85 t Rohbraunkohle 

10) umgerechnet auf emen Heizwert von 35 169,12 kJ/m 
ll) ohne handwerkllche Nebenbetriebe 

Juli 

180 
128 

1'1 538 
291,3 
163,4 

l 185 
I 093 

2 400 
420 

18 

29,6 
2,6 

27,0 

111 
13 
97 

21J 

60 

... 

... 
2 

... 

... 

... 

... 

... 

... 

... 

... 



Ncxh: Monats- und Vierteljahreszahlen 

1977 1978 1978 1979 

Monats- Mai Juni JuU 
durchschnitt 

Aprll tat Juni Juli 

. 
Noch: Bauwirtschaft und Wohnungswesen 

Baueenehmr&IJI!aen 
•Wohngeblude (nur Neu- und Wtederaulbau) Anzahl 960 1 190 1 310 I 488 I 288 1 096 . . .. ... 

darunter •mit I und 2 Wohnungen Anzahl 927 I 144 1 252 I 438 I 245 1 048 ... ... 
•Rauminhalt 1 000~ 792 1 Oll l 259 1 192 I 071 963 .. .. . .. . 
•\\ olmfläche I 000 m 135 172 213 202 179 165 ... ... . .. 

•Ntchtwohngebllude (nur Neu- und Wiederaufbau) Anzahl 167 182 202 218 221 165 ... .. . .. 
•naummhalt I 000 rrfl 508 630 736 848 712 580 ... . .. 
•l"utzfilche I 000 rrr 94 112 128 146 119 103 ... .. ... 

•Wohnunacn insgesamt (alle Baumußnahmen) Anzahl I 416 1 781 2 268 2 -D67 I 819 I 650 ... .. ... 

Baulert restelluneen 
Wohnungen lS) Anzahl 1 540 1 350 486 633 609 233 .. ... 
Wohnrllumo Anzahl 7 274 6 508 2 419 2 831 2 805 l 038 ... 

Handel und Gastgcw~ 

Ausfuhr 
•Aus!uhr Ulagesanl\ Mlll. DM 507,6 437,2 453,6 425,2 402,9 566,0 440,2 51S,7 ... 

davon GOter der 
•Ernllhrungswlrtscho!t Mlll. DM 75,5 76,9 75,3 70,9 69,8 90,6 7G,2 79,8 

•gewerblichen Wtrtechart Mlll. OM 432,2 380,8 878,2 354,4 333,2 475,6 364,0 435,8 .. 
davon • Hoh8to!!e ~llll DM 9,4 9,8 11,4 10,3 7,2 11,2 13,1 11,0 

•Halbwuren Mrll. U~l 27,7 31,2 28,2 18,3 21,0 51,1 48,3 38,9 ... 
•Fertigwaren Mlll. DM 395,0 319,4 338,7 325,7 305,0 413,3 302,7 386,0 .. 

davon •Vorerzeugrusae l\1111. DM 28,5 29,1 28,3 28,4 28,7 31,5 32,1 33,8 

•Enderzeugrues• Mlll. DM 366,0 290,3 310,4 297,4 276,3 381,8 270,6 352,1 

nach auagewAhlten Verbrauchallindern 

•l':C-Liinder MaU. DM 191,5 188,9 17~.1> 184,0 166,9 212,6 211,0 221,1 ... 
dnrunter Italien MU. DM 18,2 18,-l 15,9 19,6 16,6 20,0 21,6 24,7 ... 

Niederlande 1\UU. DM ·11,8 43,7 40,4 39,7 38,7 40,9 44,1 43,2 ... 
Dillemark Mtll. DM 36,1 39,0 36,4 31,2 28,7 41>,5 47,6 45,2 .. 
Crollbrltannlen Mall. DM 43,5 33,1 28,7 30,0 27,6 44,0 43,4 48,3 ... 

Emzelhandelsumsätze IM znn 19701100 189,7 201,6 200,2 203,1 212,3 209,5 218,6 220,5 

GastaeW~ e~beulllsätze weS:• 1970! 100 171,4 173,0 196,1 209,2 286,9 158,5 100,0 235,2 

fremdenverkehl ln 156 Berachtsaernernden 
•Fremd nmeldungcn 1 000 r 251 246 293 370 59G p 213 p 271 p 406 ... 

do.runter ._,on AuslandsgAaten 1 000 20 21 23 27 52 p 24 p 26 p 28 ... 
•FI'emdcn!lbcrnachtungton I 000 r 2 008 I 931 I 725 3 127 6 197 p I 19U p 1 1!52 p 3 243 .. 

dnruntcr ._,,m AuslandsgAsten I 000 41 43 43 54 108 p 46 p 50 p 59 ... 

Verkehr 

Seeschrflahrl 141 

OU\cremp!Wlg I 000 1 1 133 I 204 1 849 1 025 I 345 ... . .. .. ... 
GOt rvereand 1 000 \ 472 461 410 384 407 ... ... .. 

Brnaensch!ffalll 
*GQtcremp!ang 1 000 t 196 209 177 189 190 192 1D3 193 208 

GOterverennd 1 000 t 234 238 24~ 248 249 285 272 271 2S6 

Zulassu~n labrrkneuer Kraftfahrzet~~e Anzahl 9 741 10 087 II 062 11 683 r10 167 13 794 13 041 11 G33 ... 
danmter Kro.ftrAder (elnschllcßUch Motorroller) Anuhl 198 244 580 429 r 286 814 728 479 

•Peraooenkraftwa&en 15 Anzahl 8 704 8 960 9 S50 10 U4 8 971 11 742 11 200 9 939 ... 
•Lastkraftwaaen (emechl. mit Spcz:lalnu!bau) Anzahl 452 510 593 619 519 709 650 609 ... 

Sir allerNetkehrsunl alle 
•Un!lille mit l'eraonenachaden Anzahl 1 560 I 549 I 616 I 858 I 83!1 l 1~0 I 663 I 741 p l 85u 

•Getötete Personen Anzahl 61 53 54 5!l 54 40 59 50 p 56 

•Verletzte Personen Anzahl 2 052 I 2 028 2 080 2 377 2 453 I 507 :1 006 2 265 p 2 160 

•l Uleae Pos!Uonen werden von allen Statistlachen Landealmtern im 'Zahlensplegel" verOffenweht 

13) Ztmmer mlt 6 und mehr m
2 

Flllcho und alle KOchen 
14) ohne EJ15engewichte der ala Verkehremittel tm FAhrverkehr transporlterten Eisenbahn- und Straßemahrzeuge 
15) emsc:hlleßllch Kombmationllkraftwaeen 



N<Kh: Monats- und Vierteljahreszahlen 

1077 1978 1978 1979 

Monats- d 
durchachntll ) Mal Juni Juli April Mai Juni Juli 

Geld und Kredit 

Kred1te und Einlagen 1 1 

Kredite 171 an Nichtbanken magraarot 
(Stand nm Jahres- bzw. 1\lonatscndc) Mlll. DM 36 181 41 315 37 ~76 38 460 38 858 42 286 42 715 43 3G6 43 577 

darunter 
C<Krcdflu17) an 1nlllndlsche Nichtbanken t>t.ll. [)\I 34 096 39 295 35 906 36 385 36 786 40 338 40 754 41 461 41 664 

Okurzfdsllge Kredite (bta zu 1 Jahr) ~1111 . UM 6 107 6 720 6 157 6 471 6 540 6 787 6 840 7 288 6 977 
•an l'nternehmen und Pr1vatpersonen :\1111. I>M 5 987 6 670 6 llJ 6 405 6 321 6 750 6 796 7 2fl6 6 952 

*an öffentllche llauahaite Mill. DM 121 50 H 65 219 37 u 31 25 

*mitte1fristigu Kred11e (I bis 4 Jahre) l\1111. OM 3 638 4 384 3 H2 3 771 3 816 4 486 4 552 4 534 4 551 
an I rll~rnehmen und !'rJvalpersonen Mlll. llM 5 058 3 311 3 137 3 151 3 200 3 377 3 452 3 429 3 447 

•an Offentliehe Haushalte :\1111. UM 580 I 073 605 620 616 1 108 1 IOD 1 lOS l 104 

langfristig( Kredite (mehr als -1 Jahre) Mt11 DM 24 351 28 191 26 006 26 143 26 430 29 067 29 363 29 629 30 13S 
nn l n ornehmen und Pnvatpcraonen Mill. I>M 19 292 22 168 20 268 20 ·U2 20 778 23 117 23 432 23 687 24 039 

n öffentliche Haushalte Mlll. DM 5 060 6 023 s 738 j 5 672 5 652 5 949 5 930 5 943 6 097 

•Emlagen und nufgmwm.mene Krcdllc I?) von t-:tchtbankcn 
(:>tnnd am ·'• res- b~w. Monataende) Mill U~t 26 612 29 682 27 191 27 312 27 930 30 012 30 386 30 342 30 773 

s eh einlagen und Tcrn in eld,r l\!ill DM 14 060 18 246 14 596 14 670 15 289 16 380 16 783 JG 788 17 312 

\on Untcrnchn <n und Prhatpcrsonen Mill DM 9 458 11 415 9 991 10 026 10 528 11 528 II 696 II 783 12 146 

"an uflenthchen llauo;halten Mlll. UM 4 602 4 831 4 60S 4 644 4 741 4 852 5 087 5 005 5 166 

spnrelnla~en 1•11 DM 12 552 13 437 12 594 12 842 12 661 13 633 13 603 13 554 13 461 

llc pnrknssen 1\Ul DM 7 130 7 571 7 133 7 152 7 152 7 666 7 654 7 636 7 597 

< uts~hrift n nuf Sp:uiwntcn 
(t• nsd.,lleßltch Zlnsgutschrlttcn) Mill. 0 1 649 653 520 529 724 559 537 636 718 

I astsct-t•af t• n nu! :;parkonten 1\1111. DM 580 580 486 483 710 580 567 689 813 

Zahtungsschwletlgkelten 
Konklll' < (er ur u<'le und man •els !\lasse abgeletuttc) Anzahl 26 28 33 29 27 39 19 10 24 
\t• r1rhul \ t!l'f tl r('IJ Anzahl 0.4 0.3 

\\udtHdprututih (ohne <I" bu dtr Post) Anzahl 280 250 326 266 261 281 290 280 

\\1. c. ... hsclei:Uillllll \1lll. DM 1.3 1.4 2.2 1,1 1.1 1,8 2.0 1.3 I 

Steuern Vierteljahrrs- 2. Vj. 78 2. Vj. 79 

SteueJaulko men nach der Steuetaii 
durchschnitt 

I 472.0 I Gcmemsc.haftsst<!lo .. rn Mlll. Dl\ 1 623,1 1 747.0 1 752.0 

•Steuern vom bnkommen MI II. Dl\1 1 251.4 1 302,4 1 087.8 1 248,1 

Lohnsteuer 18) Mll D:\1 799,2 811.0 652.1 731,3 
er nlngtt nkon nun ~.~er HU DM 350.7 368.4 355.9 369,1 

n chtvcran!agtc Ste ernvom Ertrag lU DM 8.1 12.9 7.0 11,4 

Körpersei Ctsteucr 18) hll l>M 93,4 110,1 73,2 1:!6,3 

( uurn vom l n sat.z Mill. UM 371.7 444.6 384,2 r 1103.9 

I msatzst< uvr Mlll. llM 262,2 319.6 266.1 r 387,0 

l:m!uhrum11atzstcuer MUI. DM 109.5 125.0 118.1 r 116,9 

JJundt!IIBteueJ'II 1\llll. D'-1 130,8 134.2 117.9 136.2 

7.011 illill. ()l\1 0,9 0,6 o.s o.o 
Vt rbr·ouchs!f•uer·n (ohne ß•ersteuer) ~I 11. ():\! 120.2 124,5 108,6 127.4 

ndeastt: uc rn \lrll. DM 116.2 122.6 122.5 137,6 

Vermö (•nsteuer Mlll. DM 26,2 24,7 23,4 25,1 

*Kroftrohrz eugsteu"r Mlll. DM 61.6 6ti,9 70,8 82.5 

•B ~reteut:"r Mall. OM 3.8 4.4 -1,5 4,2 

Gcmelndeshuern 
191 

Mlll. llM 254,0 262,1 252.6 284,2 

Grundsteuer A20l Mill DM 7,0 6,9 ·j 6.9 6,8 

•Grundstt.'uer A Mlll. DM 42.7 48.5 45.0 50,3 

Ve\\ tlrbestcucr 
nach Ertrag und Kapllnl (brutto) Mill Dl\1 163.7 167.0 163.5 188,1 

*Lohnsummcnstcuer M!ll. m 20.0 19.3 17.5 17,8 

Steuervettelluna auf d1e Gebtel$k01perschallen 
Steu<'relnnahnlen dea Uundea M1ll. DM 923,7 987,0 863,2 974,2 

•Anteil an den Steuern vom Einkomme-n l\U11. DM 501.9 521.2 451,5 512,8 

•Anteil an den Steuern vom Umsatz 1\llll. DM 256.5 3oo,1 263.5 291.1 

!\ntell an der C.cwcrbcsteuerumlace ~hll. DM 34,6 31,5 30,3 34.1 

*Stcuerr.Umnhmen des Landes M!U. Dl\1 953.9 1 021,5 877,1 I 011.6 

Anteil an d"n Steuern vom Etnkommen l\hll. DM 579.9 607,6 528.0 588.3 

•Anteil an den :Steuern vom Umsatz M&11. DM 223.3 259,8 190,3 251.H 

*Ante1l an der Gewerbesteuerumlage ~hll. DM ll4,ü 31,5 30,3 34,1 

•::Jteuerclnnahmen der Gemeinden 
und Gcmclnd&vet·bllndc l\flll. DM 366,5 379,0 355.2 354.3 

•Ge" erbealeuel" 21 
nach Ertrag und Kap1tal (netto) ) Mlll. UM 94,0 104.0 102,8 109.3 

•Anh•ll an der Lohn- und .I 'ersnlagten Elnkommensteuer !11111. 01\1 181,6 180.0 163,3 151.9 

Ful!noten siehe nllchstc Seite 



Noch: Monats- und Vierteljahreszahlen 
1977 1978 1978 1979 

Monats- Mai Juni JuU April Mal Juni Juli 
durehachnitt 

. 
Preise I 

Pretstnde.mffern Im Bundesgebiet 

Einfuhrpreise 19701100 lM,l 146,2 147,4 147,2 146,2 159,G I 162,4 ... 1 ... 
Auaf\Jhrprclsc 22) 1970 t 100 143,6 145,3 145,3 145,6 145,7 151,4 151,9 ... 1 ... 
GrundstoHprciae 1970!100 149,2 145,5 145,6 145,4 145,4 152,8 154,1 155,8 ... 

I 

Er2eugerprelse 
22 153,31 Industrieller Produkte l 

22 
19701100 144,5 146,3 146,3 146,4 H6,5 151,8 152,5 154,4 

landwirtschaftlicher Produkte ) 19701100 142,3 137,0 136,1 134,3 136,7 p 139,1 p 137,6 p 137,81 ... 
*Prclslndt!lt !Or \\ ohngcbAude, 

Bauleistungen am Gebäude 23) 19701100 150,7 169,7 158,6 . 172,0 
Einkaufspreise landwirtschaftlicher 
Bctrlebamlttcl (Au sgabcnlnde:r) 22) 1970*100 152,0 151,6 152,9 152,4 151,9 156,1 p 156,9 p 157,7 ... 

Einzelhandelspreise 19709100 141,7 145,1 145,6 145,9 145,9 lSO,O 150,8 151,6 152,8 

*Preisindex der Lcbcnahaltuni
4l nagesamt 1970 e 100 146,3 150,1 150,51 150,8 160,8 165,4 156,0 166,7 157,7 

dnrunter tor 
*Nahrungs- und Genullmlttel 1970 9 100 143,7 1ol5,2 146,8 147,3 H7,5 147,7 148,8 148,4 148,9 

Kleidung, Schuhe 1970. 100 147,3 IM,I 153,7 153,8 153,9 159,2 159,8 160,1 160,8 

\\ ohnungsmleten 1970. 100 144,7 149,0 1~8. 7 148,9 149,2 152,3 152,7 153,0 153,7 
Elektrlz1tAt, Gaa, Brennstorte 19709100 178,4 183,6 181,9 181,6 181,5 214,9 216,1 229,0 234,S 
Obrlte V. arcm und Dletu~tlelatw>gen 
fUr die Haulihaltaführung 19700100 140,2 145,4 145,3 145,8 145,1 149,3 141l,7 160,1 150,7 

I 
Löhne und Gehälter :'1 I 

Arbeiter m lndustne und Hoch· und Tiefbau 

llruttowochenverdlenstc 
tmllnnllcho Arbeiter JJM 515 544 554 565 ... 

darunter •Facharbeiter 0:'.1 539 568 580 593 ... 
~elbliche Arbeller DM 340 361 367 371 . . .. 

darunter •HIUaarbelter 0:\1 327 343 • I 350 356 ... 
Bruttoatundenverdlenste ~ *mllnnllche Arbeiter DM 12,02 12,67 

: ~ 
12,84 13,24 ... 

darunter •Facharbeiter DM 12,57 13,30 13,48 13,92 ... 
••.,lbhche Arbeiter DM 8,41 8,95 9,09 9,28 . .. 

darunter •IUUaarbe1ter DM 8,12 8,51 8,66 8,88 ... 
Bezahlte V. ocbenarbeltazelt 

mAnnliehe Arbeiter Stunden 42,9 42,7 43,1 ol2,7 ... 
wvlbUch< Arbc:lter Stunden 40,2 40,3 40,4 olO,O ... 

Angestellte. Bruttomonatsve~dtensle 

in Industrie und Hoch- Wld Tiefbau 
Knutmllnnlsche Angestellte 

*mllnnllch DM 2 722 2 907 2 932 3 041 ... 
*welbltch D:\T I 889 2 009 2 034 2 108 . ... 

Technisch" An&estellte 
"mllnnllch ():\I 2 937 3 106 3 144 3 264 ... 
•weiblich l>M I 813 I 921 1 948 2 019 ... 

in llllndel. Kredit und Versteherungen 
K11utmlnnlsche Ar.cestellte 

otmAnnllc:h DM 2 383 2 534 2 570 2 620 
~weiblich DM 1 600 1 701 1 734 I 775 .. 

Technische Angestellt& I 
mAnnlieh DM 2 442 2 591 2 659 2 675 ... 
wcibllch DM (I 701) 

10 Industrie und Handel %usammen 
Kaufmlnnlsc:hc Angestellte 

mAnnllch DM 2 >195 2 654 2 68G 2 702 . ... 
wt'lbllcb DM I 681 I 786 1 818 1 867 ... 

Technlschc Angestellte 
mlnnllcb DM 2 905 3 070 3 111 3 224 ... 
weibheb .nM I 809 I 918 I 944 20lol . . .. 

•l Diese Positionen werden von allen Statistischen Landesamtern im "Zahlcnsptegel" veröffentlicht 

16) Die Angaben umfassen dle ln Schleswig-llolateln gelegenen Nlcder1aaaun&en der zur monatlichen BilnnZI<tatlstLk berichtend"n Krcdltinstltate: 
ohne 1.andeazentralbank, ohr.e dtc Krl'dttgenosaenochaften (Ral!relaun), deren Bilanzsumme am 31. 12. 1972 weniger als 10 MUI. DM betrug, 
sowie alme die Poatacheck- und Poataparkuaenlrotur 

17) elnsc:blJeßJJch durchlaufender Kredite 
19) Orundsteuerbetclllgungsbetrllge abgeglichen 
21) nacll Abzug der Gewerbesteuerumlage 

23) Nur Ncubnu 
25) Effektivverdienste 

d) Bestandszahlen bei Kredite und Einlagen: Stand 31, 12. 

18) nach Berücksichtigung d"r Emnahmen und Ausgaben aus der Zerlegung 
20) einschließlich Grundaleuerbnlhilfcn !ür Arbe.terwohnstAttcn 
22) obnc Umsatz(Mehrwert)ateu&r 

24) fQr alle prlvatt!n Hausbalte 



Jahreszahlen A 
Erscheint lm rnonaUlchen Wechsel mli B 

Bevö]Jj:erung 1m Erwerbsleben tätige Personen1} 

Oberfletruß 

Einwohnt>r der Wande- Land-
produzle- Handel 

Jahr (Jahres- lle•rats- Geburten- Sterbe- Geb<>renen ins- und rendes und Dienst-
zii!er :tifier t.iffer oder 

rungs-
gesamt Forst- Ieistungen mittel) 

Gestorbenen 
gew:inn 

Wirtschaft 
Gewerbe Vt!>rkehr 

(-) 

ln l ooo En:1gn1sse je 1 000 EtnYiohn<>r Ul 1 000 ln 1 000 

1974 2 583 5,8 9, 9 12, 4 - 7 II 1 oos 05 388 214 336 
1975 2 584 5, 8 9,4 12,8 - 9 7 994. 66 356 219 363 
1976 2 583 5, 6 9,6 12, 4 - 7 8 1 009 76 364 222 347 
1977 2 686 6, 5 9, 0 12, 0 - 6 12 l 017 71 387 218 341 
1978 2 589 4, 9 9, 0 12, 1 - 8 l2 1 038 81 368 222 367 

Üifenllleb(! allgemeinbildende Scltulen ßrutloi nlandaprodul<l 

SeJJ(Uer w1 September ln von 100 SchUlern erreichten ill jeweiligen Preisen in Pre1sen von 1970 

G!rund-. lllte- Fach-
.lalu· llaupt- lteal- C:yn:.t- I:!Tlt!.l"ttm weniger bochscbul- fll.hrllcbe 

und C'.esamt- als Unupt- mill- •·eife jäh.rllCbP DM je ~dJUlen oas.ien Zuwachs- Zuwachs-Sondcu•- schul- llnupt- schul- leren und MULDM 
~ate 

M.ill. DM EI"Werbs-
schulen versucher1 schul· abschluß Abschluß a tlgerncine raie tätigen in% ln% 

abschluß Hochschul-
ln 1 000 reife 

1974 267 72 69 2 17 38 31 14 34 ß19 8,2 ZG 48!1 2,7 27 780 
1!!75 271 77 73 2 lG 41 29 14 36 766 7, 1 26 395 - o. 4 28 190 
1976 269 83 75 2 17 42 29 13 p 39 525 p 'l. 5 p 27 384 p 3, 7 p 29 380 
1077 2511 87 79 2 15 42 30 12 p 4.1 877 p 6, 0 p 27 925 p 2, 0 p 29 960 
JV78 245 !19 83 2 ... ... . .. ... 4~ 298" s, 83 

28 604
8 

2. 4
8 

30 760
8 

Landwirlschnit 

VIehbestand am 3. 12. Schlachtv•eltaufkonunen KuhaUJcberzeugung Ernte.n in 1 000 t 
.aus eigener Erz.eugurtg 

.lahr 
Hinder 4) 

Schweiue 
Hühner kg 

msgesamt 
darunter 

2) 
3) 

Rinder Schweine 1 000 t je Kuh Oetreide KartoL!elil Zucker-
MilchkUhe und Jahr rUbe.n 

Ul l 000 in 1 000 

ta74 1 507 495 1 567 4 soo 481 2 815 2 196 4 397 1 929 298 637 
1~75 1 525 503 1 620 4 280 460 2 763 2 234 4 477 1 853 159 735 
1~76 I 560 513 1 696 4 450 468 2 913 2 276 4 478 1 737 109 ~13 
1977 1 56S 515 1 796 4 528 480 3 035 2 339 .. 551 1 9.90 223 869 
1978 1 583 518 j 856 4 214 491i 3 236 2 418 4 685 2 209 173 713 

Verarbeitendes Gewerbe 51 
Bauhaupt-

Umsat-z6) Energieverbrauch 
gewerbe 

aeschäfhgte Arbeiter--
(JahresmHtel) stund1>n 1.-ölme Gellälle•· 

Hei7iöl Jahr Kohle ße.,cbä.f-
ins- Auslands- tigte 8) 

insg .. samt Arbeitet· 
gesamt ums atz 

l 000 I insgesamt 
mittelschwer, 

am 30.6, 
in 

B!'uttosumme SKE schwer 
Millionen 

m Mill. DM 7) m 1 000 
1D 1 000 Mlll.DM 1 000 I 

1974 187 136 256 2 738 1 359 20 285 3811 380 1 152 932 57 
1975 177 127 232 2 704 l 464 20 606 4 243 249 978 768 $2 
l976 171 123 228 2 822 l 532 22 331 4 336 238 1 006 791 54 
1977 181 129 235 3 086 1 711 25 794 4 92S 230 985 757 &3 
1978 179 127 228 3 198 1 832 26 334 4 362 177 1 006 774 56 

I) Ergebnisse der 1 o/.- Ml.krozensuserbebungen, Qhne Soldaten 
2) ohne Amrnen- und Mutterkühe 
3) obne Trut-, Perl- und Zwerghühner 
4) Gewerbliche und Hausschlachtungen, einscblleßlich des ijbergebietlichen Versandes, ohne übergebietlichE'n Empfang 

5) Bis 1976: Belriebe mit iln allgemeinen 10 und mel)r Beschäftigten (ohne Handwerk), 
ab 197'1: !Jldustrie- und Uandwerksbet.riebe des vet'ru·beitenden Gewerbes mit rm allgemeinen 20 und mehz· Beschäftigten; der Vergleich mll 
früheren Jahren isl hauptsäcbllch durch die lillnbezlehung des Handwerl<s rucht möglich (s1ehe auch Statistischen Bericht E l 1, Januar 1979) 

6) B1s einschließlich 1976 ohne Umsatz außerhalb des verarbeitenden Gewerbes; in allen Jahren ohne Umsatzsteuer 
7) ~!ne t Steinkohle-Einheit (S,KE) ~ l t Steinkohle oder -briketts :: l, 03 t Steinkohlenkoks ~ 1, 46 t BraunkohlenbrikeTts ~ 3, 85 t Rohbra\lnkohle 
8) Ab 1976 einscbließlich Fertigteilbau und Baubilisgewerbe 

a) Erste vorll!ufige Ergebnisse 



Kreiszahlen 
BevOlkerungaveränderung 

Strn enverkehraunflllle 
BevOlkuung am 30. Aprl11979 mlt Personenachlid n 1m Jul1 1979 

Im April 1979 
(vorllluflge Zahlen) 

KREISFREU:; STADT Vcrl.nderung gegenOber Oberschuß \l.ande- ße,Olke-

Kreta 
der rungs- rungs-

Gct0t.,te21 
insgesamt Vormonat 

Vorjahres- Gc:bort:nen gewinn zunahme Un!llle Vcrlctzte 
monat 1) oder oder O<lcr 

C'.estorbenen -verlust -a.bnahme 
1n 'l'o (-) 1-) (-) 

FLENSRURG 89 261 - 0,1 - 0,6 - 63 - 31 - 94 59 - 69 

KIEL 252 627 - 0,2 - 1, 1 - ~9 - 369 - 468 140 I I 168 

L DECK 223 802 - 0, 1 - 1,1 - 95 . 168 - 263 151 2 182 

NEUMl~S'l"ER 80 944 - 0,0 - l,H - 33 - 5 - 38 47 I 2 60 

Ditlunarschcn 130 316 + 0,0 + 0,1 - 56 72 1G 94 8 132 

llzgt. Lnu.,nburg 153 827 + 0,0 + 0,7 - 74 129 55 72 3 86 

Nordfrtcslnnd 160 405 + 0, 2 + 0,2 1 353 35<1 137 4 20 

Ostholstein 188 533 + 0,2 + 0,2 - 88 377 280 176 7 252 

I'IDDcberg 2&7 683 + 0,1 0,5 - 56 254 198 140 G 173 

PIOn 115 668 + 0,1 + O,G - 34 94 60 74 5 103 

Rcndaburg Ecl<crnfOrde 242 038 + 0,1 + o.G - 611 225 160 153 7 184 

Schle11wl - Fl nabur 179 929 + 0,1 + 0,5 - 25 127 102 104 4 1 8 

Segebcrg 204 671 + 0,1 + 1,4 - 7 239 232 131 5 171 

Steinburg 129 020 - 0,0 - 0,3 - 50 . 13 . 63 75 2 103 

Stormarn 183 329 + 0,1 + 1,4 - 16 141 125 102 - 133 

Schleswlg-llolsle>n 2 592 053 • 0, 0 + 0,1 - 760 1 425 665 I 655 56 2 160 

\erarbeitend & c .. wcrbc31 Kroftfahrzeu besta.nd 
am I, Januar 1970 

KR EI FREIE STADT 
t mutz 4) I Pkw 51 

Kr s Retrl be Beacb fUgte m I am •m Juni lnsgtsamt e I 000 
30 G. 1979 30.6 1979 1979 Anzohl Emwohn r 

l\1111. OM . 

FLENSDURG 78 9 222 113 31 969 29 130 2 

KIFL 145 26 607 248 87 846 80 537 317 

LOBECK 155 26 387 296 76 080 69 162 308 

.r\EUMONSTEit 76 10 596 99 32 478 29 12-1 357 

Olthmorachen 84 6 88a 262 57 448 45 801 351 

llzgt Lauer.burg 101 8 976 83 61 464 53 020 3-15 

N rdfnesland 56 3 006 55 69 435 56 099 3 0 

Os olst in 89 6017 88 75 883 65 030 34G 

PIDDeberg 195 23 051 276 104 703 92 42V 359 

Pln 45 2 717 27 49 471 41 835 363 

Rendsburg-.E k rn! rdc 127 10 867 139 101 454 84 796 351 

chleswi -Flensburg 87 5 241 112 80 650 65 400 364 

Sc11cber11 170 I 14 225 IDO 94 081 81 047 397 

Steinburg 93 I 9 70S 161 &5 607 45 626 35 

Stormarn J46 

I 
15 829 362 77 178 08 101 373 

Schleswlg-llolstein I 647 179 331 2 511 1 055 747 907 140 350 

1) nach d~rn Gebietsstand vom 30. 4, 1979 
2) emschließllch der innerhalb von 30 1 agen an den ti nfallfolgeu verlitorbencu Personen 
3) Industrie- und Hondwerkebetr, be mll 1m allgem"ln"n 20 und n ehr Resct'l!ftigtcn 
4) ohne Umsatzsteuer 5) elnscbllcßhch K"mblnauonllkrartwag~n 

Anmerkung: Eine ausfOhrllchc Tabelleo mit 136 Kreiszahlcn, die von allen Statistlachen LBDdesAmtern gebracht werden, erscheint ln llc!t 5 u. 11 



Zahlen für die Bundesländer 
Bevlllkenmg 

Arb~ltamarkt •Viehbeatllnde Im 1, April 1979 

Verlinderung 
Kurzarbeiter OUene Seilweine rtJndvich arn I. 12. 1978 

gegenlib~r Arbeitslos Land Monatsmitte Stelle.'! insgesamt nm I Mllc:hldlhe 
1n 1 000 vz Sl 3. 30. 6. 1979 Juni am am 

Insgesamt (elnachl. 
1970 1978 19711 so. 6. 1979 3. 4. 1979 Zugkllhe) 

ln 'lGo in 1 000 

Schlcawla-llo1steln 2 591 + 3,9 - 0,2 30 0 15 I 960 I 585 518 
llnmburg I 661 - 7,-1 - 0,9 21 2 13 11 15 4 
Nlcdcraac:hsen 7 223 + 2,0 - 0,0 100 8 38 7 087 3 053 lOH 
Br• men 697 - 3,6 - 0,7 12 3 5 7 17 4 
Nordrheln-Wc atf&len 1G 908 ~ 0,5 - 0,1 2711 14 80 6 354 I 926 630 
Unssen 6 550 ... 3,2 + 0,3 53 2 32 I 423 885 303 

Rhelnland- Pfalz: 3 630 - 0,4 - 0,2 39 3 18 737 682 238 
ßnden- \\ Ortt<'mberg 9 146 + 2,8 + 0,2 64 10 68 2 249 1 872 695 
D:lyern 10 837 + 3,4 + 0,2 115 18 69 4 360 4 897 1 983 
Saarland 1 071 - 4,4 - 0,'1 22 1 4 53 73 26 
!Jorlln (\\ estl I I 906 - 10,2 - 0,'1 28 2 13 6 1 0 

Bundesg blt t 61 317 + 1,1 - 0,0 763 65 355 23 247 15 007 5 443 

\i.,rarbeitendes Gewerbeil Bauhauptgewerbe 41 \\ obnungswcsen 
im Dezcmb~r 1978 

Umsatz21 Produk-
BeachA!tt~;te Bau gwehmlgte rertlgge111ellle Ucschllftlgte tiona- ZUtl 

Land m Mai 1979 nrn 80, April 1979 \\ ohnungcn \l.ohnungen am Index 3) 
31. 5. 1979 (19708!00) 

Auslands- Im 
Je I ooo Je 10 000 J• 10 000 10 I 000 .MIU. l!~l umsatz Mai ln 1 000 Anzahl Anuhl 

Iu.,.. 1970 Em\\ohner Emwohnor Eln\\ohner 

--
Sdlleswlg-llolsteln 179 2 4611 14 ... 56 22 I 303 5,0 10 lGO 39,2 
II rnburg 166 4 988 12 ... 30 16 633 3,6 3 040 18,3 
N edersach <n 706 9 711 27 ... 1S2 21 4 297 S,9 24 996 34,6 
ßremen 90 1 393 18 ... 15 22 218 3,1 698 10,0 
Nordrheln- Westfalen 2 216 28 498 24 ... 281 17 12 633 7,4 40 352 23,7 
lleaatn 666 7 177 28 114,8 106 19 2804 5,0 15 384 27,7 

Rh lnl d-Pfal:t. 388 5 S91 29 136 72 20 1 475 4,1 10 021 30,1 
Baden-\\ Orttemberg l 4S5 16 051 25 123,8 191 21 6 503 7,1 23 411 25,6 
ll yern 1 360 14 292 24 1:14.9 253 23 6 426 5,0 39 856 36,8 
Sn rlllnd 149 1 740 32 .. 21 19 632 1'1,9 3 916 36,5 
lk>r1 n (W st) 182 I 675 12 ... 32 11 SGG 5,1 3 603 18,9 

Bund< II eblut 7 556 93 585 24 124,6 1 210 I 20 37 890 6,2 176 337 28,8 

otl<fz.-Bestnnd51 
Slrallenverkehrsun(AUe 

71 Bestand 
Steuereinnahmen 

nm 1. Januar 1979 m1t P~rsonenachadcn Im Mal 1979 an 
Spar-

81 des 

I 
dea I der 

Pkw61 elnlngen 

l.anJ am LBJ1dea Bundes Gem<nnden 
ins- Verun. !11. s. 

gesamt 
An•ahl Un!AUo GetOtete Verletzte glllckt" 1979 

Im I, V ertclJnhr 1979 je 1 000 J" 100 1n DM 
Einwohner UoiAUe Je 

in I 000 Einwohner Iu l>M Je Einwohner 

Sc 1eswlg-llolatein 1 058 907 350 1 563 59 2 006 132 5 249 394 809 103 

Hnmbur 597 544 327 993 17 1 2411 127 8 810 628 2 409 329 
N1ed raachaen 2 994 2 548 353 4 039 188 5 278 135 6 408 394 403 125 
Bremen 251 228 327 434 4 506 118 7 187 462 1 OG3 231 
Nordrh ln-W~atfnlcn 6 566 5 906 347 9 273 221 12 019 132 7 168 453 701 156 
II ascn 2 3G7 2 063 372 3 318 92 4 431 136 7 886 491 66S 167 

Rhe nlnnd- Pfalz. I 575 1 32S 365 2 324 68 3 187 140 7 130 40G 490 153 
Baden-\\ Orttembcrg 3 912 3 344 366 5 498 209 I 7 532 141 7 715 490 642 163 
BaJern 4 61 I 3 768 348 6 895 313 9 342 140 B 200 432 481 139 
Sanrland 427 384 358 647 16 836 132 6 410 301 450 113 
&rlln (\\cat) 616 551 202 1 454 11 1 804 125 6 817 361 849 174 

Bu~><l ageblet 25 066
8 

21 620
8 

353 36 436 1 ISB 48 186 136 7 345 447 641 154 

*l An dieser Stelle r.racheinen abwechselnd Angaben Ober Vtehbeatllnde, Getreide- und Karto!felerntc, Kfz-Bestand und Druttoln1andsprodukt 

1) lnduatric- und llandwerkabetrlcbe mit 1ffi nllg<ome>nen 20 und mehr tleschiftlgten 
2) ohne Umaatutcuer 3) Von Knlenderunregelmlßagkeiten berelmgt 
4) Vorlluflge Werte clnsc:hlleBllclJ Fertigtellbau und BauhUis~totWerbe 5) ohn~ Bundespost und ßundeebahn 
Cl e.lnschlleßllch Komblnnhonakraftwagen 7) Schlcawlg- flolateln ~ndgOltlg~. Obrlge lAnd er vorllluflgo Zahlet> 
8) ohne Poataparelnlngen 

a) lADder ohne, Bundugeblet elnschließllcll Bundespost und ilundesbahn ~~ ''" •~••• scllon Cl'>dos:Tmt Schi swog-Hols..." 



0-5030 SCHLESWIG-HOLSTEINISCHE WIRTSCHAFTSKURVEN • A 
TIN B- indenHollendir ~ -..- anc -flootaund ~lm--GeMrt». dirunter 1m~ Im --.anc~or Elairtrotec:M und lncllr ....",.....und 
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Herausgeber Stattsttsches Landesamt Schleswtg·Holstem. Kiel, MuhJenweg 166, Fernruf (04 31) 5 11 41 
Postanschrift Postfach 11 41 2300 Ktel 1, Schnftlettung Arnold Hememann 

Druck Schm1dt & Klauntg, Kiel Rmgstraße 19/21 - Auftage 750 
Bezugspreis Etnzelheft 3 DM, Jahresbezug 30,- DM 

- Nachdruck auch auszugsweise 1st gern gestattet wenn dte Quelle genannt wtrd -
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